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„Das ging alles unfassbar schnell“
Anwohner berichten über den Moment des Zugunglücks in Geseke – Bahnverkehr in Paderborn massiv gestört

Von Christian Müller,
Maike Stahl und dpa

GESEKE/PADERBORN (WV). Das
Zugunglück mit dem tödlich
verletzten Lokführer in Gese-
ke beeinträchtigt seit Montag
(11. September) auch den
Bahnverkehr in der Region
Paderborn. Die Aufräum-
und Instandsetzungsarbeiten
könnten noch Wochen dau-
ern.
Die Schienen sind verbo-

gen, überall liegen Trümmer-
teile, über der Unglücksstelle
liegt ein Teppich aus Zement.
Gegen 15.30 Uhr entgleist ein
Güterzug an der Haholdstra-
ße, mitten im Wohngebiet,
mitten im Stadtzentrum von
Geseke unweit des Bahnhofs.
Familie Josef lebt seit über

30 Jahren direkt an der Bahn-
strecke. Mutter Ingrid Josef
wird das Beben so schnell
nicht vergessen. „Wir saßen
beim Kaffeetrinken im Gar-
ten und hörten schon von
Weitem das markante Quiet-
schen der Bahn. Auch wenn
wir seit Jahren neben der
Bahn wohnen. Dieses Mal
hörte sich das anders an.“

Plötzlich knallte es nur
noch hinter der Koniferenhe-
cke, die Oberleitungsmasten,
deren Spitzen kurz über der
Hecke emporragen, beweg-
ten sich, es wurde nebelig.
Die dreiköpfige Familie
sprang vom Gartentisch auf
und rettete sich ins Haus.
„Wir wussten ja nicht, ob

ein Waggon bei uns im Gar-
ten landet und ob da Giftstof-
fe geladenwaren. Das ging al-
les unfassbar schnell.“ Sofort
seien Nachbarn aus den Häu-
sern gekommen und hätten
sich um die verschreckte Fa-
milie gekümmert. Im selben
Moment löste die Feuerwehr
Sirenenalarm in der 20.000-
Einwohner-Stadt aus, sagt
BrigitteMüller.
„Wir sind gerade aus dem

Urlaub gekommen, ich habe
die Taschen zu Hause ausge-
packt und mein Mann das
Wohnmobil zum Stellplatz
gebracht. Er musste am
Bahnübergang warten und
sah aus dem Augenwinkel
Rauch an der Lok. Er hat sich
allerdings nichts dabei ge-
dacht und dachte eher an Ze-
mentreste auf denWaggons.“

Augenscheinlich hatte die
Diesellok imMotorraumFeu-
er gefangen und steuerte von
der Nebenbahn in Richtung
Haupttrasse. Auf einemVideo
einer Überwachungskamera
ist zu sehen, wie sich der Lok-
führer offenbar in Sicherheit
bringenwollte.

„Schäden an der
Infrastruktur sind
immens“
Der Zug mit mehreren mit

Zement beladenen Güter-
waggons kippte in einer
Linkskurve kurz vor dem
Bahnhof Geseke um und ent-
gleiste. EinBahnsprecher sag-
te gegenüber dieser Zeitung:
„Wir können noch nicht ab-
schätzen, wie lange die Stre-
cke zwischen Salzkotten und
Geseke gesperrt bleibt. Die
Schäden an der Infrastruktur
sind allerdings immens.“
Weil der Bahnhof Geseke

sowie die Strecke zwischen
Salzkotten und Geseke ge-
sperrt wurden, werden die
Züge des Güter- und Fernver-
kehrs über Herford umgelei-
tet, sagte ein Sprecher der
Deutschen Bahn amMontag-

morgen. Die Halte in Soest,
Lippstadt und Paderborn ent-
fallen.
DieUmleitung führebei der

betroffenen IC-Verbindung
von Köln/Düsseldorf nach
Gera in Thüringen zu Verspä-
tungen von etwa 40Minuten,
so der Sprecher. Reisenden
nach Soest und Lippstadt
empfiehlt die Bahn die Nah-
verkehrszüge der Linien RE
11 und RB 89 ab Hamm. Nach
Paderborn können die Nah-
verkehrszüge der Linien S-
Bahn S5, RB 72 und NWB RB
84 ab Altenbeken genutzt
werden.

RE 11 und RB 89 fahren
nicht zwischen Lippstadt
und Paderborn
Auch der Regionalverkehr

der Linien RE 11 (National
Express) und RB 89 (Euro-
bahn) ist betroffen, wie die
Bahn weiter mitteilte. Dort
komme es ebenfalls zu Ver-
spätungen und Teilausfällen.
Fahrten zwischen Lippstadt
und Paderborn seien derzeit
nicht möglich, teilt die Euro-
bahnmit. ZwischenLippstadt
und Paderborn-Hauptbahn-
hof sei daher ein Schienen-
ersatzverkehr im Pendelver-
kehr mit Bussen der Firmen
Hanrath-Reisen, Fabians Rei-

sen und FT Reisen eingerich-
tet worden. Für den RE11
(RRX)gilt lautEurobahn, dass
die ZügeausRichtungDüssel-
dorf in Hamm beziehungs-
weise Lippstadt beginnen
und enden. Aus Richtung
Kassel-Wilhelmshöhe enden
und beginnen die Züge in Pa-
derborn. Zwischen Lippstadt
und Paderborn-Hauptbahn-
hof verkehre ein Bus der Fir-
ma Hanrath-Reisen ohne
Zwischenhalt im Pendelver-
kehr. Abfahrt in Lippstadt ist
stündlich zwischen 7.45 und
21.45Uhr. Abfahrt von Pader-
born-Hauptbahnhof in Rich-
tung Lippstadt ebenfalls
stündlich zwischen 8.35 und
22.35 Uhr.
Zwischen Hamm und Pa-

derborn verkehrt laut Euro-
bahn ein Bus vonHaniqi-Rei-
senmit Zwischenhalten Soest
und Lippstadt zu folgenden
Zeiten: Abfahrt Hamm in
Richtung Paderborn um 9.30,
15.30 und 20.30 Uhr; Abfahrt
Paderborn in Richtung
Hamm um 12.15 und 18.15
Uhr. Fahrgäste sollten sich im
Internet (https://www.zug-
info.nrw) informieren.

Bei dem schweren Zugunglück in Geseke ist am Sonntag, 10. September, der 30-jährige Lokführer ums Leben gekommen. Foto: Kreispolizeibehörde Soest

Brigitte Müller und ihr Mann waren
gerade aus dem Urlaub zurückge-
kehrt, als es in der Nähe ihres Hau-
ses zum schweren Unglück kam.

Foto: westfalennews/Christian Müller

Die Anwohnerin Ingrid Josef rette-
te sich mit ihrer Familie ins Haus.

Foto: westfalennews/Christian Müller
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Neuer Busbahnhof: Baubeginn rückt näher
¥ Rahden (-sl-). Am Rahde-
ner Bahnhof gibt es seit vielen
Jahren einen Busbahnhof mit
kurzen Wegen zwischen Bus
und Bahn. Nun soll auch am
Schulzentrum ein Busbahn-
hof gebaut werden. Mit dem
neuen ZOB will die Stadt die
Verkehrs-Situation im Be-
reich Gartenstraße/Am Brull-
feld entzerren. Anlieger hat-
ten wiederholt darauf auf-
merksam gemacht, dass es vor
allem vor Schulbeginn ange-
sichts vieler Fußgänger, Rad-
fahrer, Autos undBusse zu teils
gefährlichen Situationen kom-
me. Die Haltestellen aus der

Gartenstraße und am Brull-
feld sollen nun verschwinden
und andenNordweg zumneu-
enZOBverlegtwerden.Dersoll
1.05Millionen Euro kosten, 90
ProzentdavonträgtderZweck-
verband Nahverkehr Westfa-
len-Lippe. Der Bau des ZOB
soll Ende September/Anfang
Oktober beginnen, sagten Die-
ter Drunagel und Oliver Zie-
renberg von der Stadt Rahden
auf Nachfrage. Die Ausschrei-
bung sei gelaufen, der Auftrag
vergeben. Der Kostenrahmen
werde eingehalten. Eine Fer-
tigstellung dieses Jahr erwar-
tet Drunagel eher nicht,

Einen Busbahnhof gibt es bereits am Rahdener Bahnhof. Nun wird
ein ZOB auch am Schulzentrum gebaut. Foto: Joern Spreen-Ledebur
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Die Bahn hat massive Probleme
Zugausfälle, Störungen, Baustellen: Die Schwierigkeiten im ÖPNV, insbesondere bei der
Bahn, sind groß. Die Sprecher von Eurobahn und Nahverkehrsverband geben einen
Überblick.

reis Lippe. "Die ständigen Ver-
spätungen und Zugausfälle bei

der Eurobahn sind ein einziges Ärger-
nis. Auf meiner täglichen Pendelstre-
cke Detmold – Gütersloh (RE82 /
RB72) war in den vergangenen zwei
Wochen nicht ein einziger Tag, an
dem meine Verbindungen so geklappt
haben, wie sie vorgesehen waren",
schreibt ein verärgerter Leser der LZ.
Und er ist nicht der Einzige, der sich
über die Mängel beim Regionalex-
press und der Regionalbahn be-
schwert.

Ein anderer kritisiert die fehlende
Information am Gleis, es sei ein
"Bahnchaos". Wieder ein anderer Le-
ser stellt auf den Fachkräftemangel ab
und führt das auch darauf zurück,
dass es immer "weniger Wertschät-
zung dem Personal und der Dienst-
leistung gegenüber" gebe. Fakt ist:
Auf vielen Strecken häufen sich mo-
mentan die Probleme. Und das auch
in Lippe.

Verkehrswende, 49-Euro-Ticket,
Zugausfälle – das passt nicht zusam-
men, bestätigt Uli Beele, Sprecher des
Zweckverbands Nahverkehr Westfa-
len-Lippe (NWL). "Seit geraumer Zeit
haben wir ein massives Personalprob-
lem in der gesamten Branche", weiß
er. Stichwort Fachkräftemangel. Und

K ist die Personaldecke dünn, wirken
sich Ausfälle bei Krankheit und Ur-
laub extrem aus. Insbesondere seit
der Pandemie würden Bahn-Mitarbei-
ter verstärkt von Fahrgästen – verbal,
aber auch körperlich – angegangen,
weiß Eurobahn-Sprecherin Nicole Piz-
zuti. Kein Wunder, dass dann auch
Regenerationsphasen erkrankter Mit-
arbeiter länger dauerten.

So komme es trotz Bereitschafts-
personal und Springern zu Ausfällen.
Dabei verstehe sie jeden Fahrgast, der
wütend wird, wenn sein Zug nicht
kommt. Doch was tun? "Wir rekrutie-
ren Mitarbeiter auf allen Ebenen",
sagt Nicole Pizzuti, doch nicht nur die
Bahn-Branche ist vom Fachkräfte-
mangel betroffen.

Außerdem gebe es Schwierigkeiten
bei Ersatzteil-Lieferungen, ergänzt
Beele. Und insbesondere in Westfa-
len-Lippe schlügen die vielen Baustel-
len zu Buche. Die Infrastruktur sei alt,
es sei zu lange gewartet worden "und
jetzt kommt alles alles auf einmal",
betont Pizzuti. Die Baumaßnahmen
nehmen zu, gerade auch in Ferienzei-
ten. Doch darauf haben Anbieter wie
Eurobahn & Co. keinen Einfluss.

"Wir steuern bereits mit Initiativen
auf Landesebene gegen den Personal-
mangel, passen Verträge mit den Un-

ternehmen an, um mehr Spielraum zu
schaffen", sagt Beele. Doch selbst klei-
ne Erfolge hier lösten das Problem all-
gemein nicht.

Verkehrswende ja, auch wenn die-
se deutlich zu spät komme. Doch al-
leine könne die Branche das nicht
wuppen und benötige Hilfe aus der
Politik. Auch in puncto Familien- und
Arbeitsmodelle, denn hier sieht Nicole
Pizzuti insbesondere bei Frauen viel
Potenzial. Vieles könne ein Unterneh-
men leisten, aber dazu brauche es
eben auch Rahmenbedingungen von
oben.

Klaus Hansen, lippischer Land-
tagsabgeordneter der CDU sagt, das
Problem mit dem ÖPNV auf der
Schiene sei auch auf Landesebene be-
kannt, Politik, Bahn und Anbieter sei-
en im Austausch. Allerdings: "Die
Strecken sind privatwirtschaftlich von
den Unternehmen übernommen wor-
den, dann ist es auch deren Aufgabe,
dass die Strecken laufen." Nichtsdes-
totrotz wolle man helfen: Ein Antrag
sei auf den Weg gebracht worden,
"damit auch die kleinen Strecken Hil-
fe bekommen", wie er sagt.

Haben Sie noch weitaus schlimme-
re Abenteuer mit der Bahn erlebt?
Melden Sie sich unter cbrok-
mann@lz.de bei unserer Autorin.

6
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Mehr Ausfälle seit Juni
Der NWL (Nahverkehr Westfa-

len-Lippe) beauftragt die Euro-
bahn mit der Durchführung des
Zugverkehrs auf der Strecke. Seit
Juni hätten sich die Ausfall-Quo-
ten erhöht, teilt das Unternehmen
mit. Über die Sommermonate sei-
en die personalbedingten Ausfäl-
le angestiegen. Vertragsstrafen
könnte es für die Betreiber später
geben, denn abgerechnet wird
einmal jährlich. „Eigenverschul-
dete Nichtleistungen“ würden
dabei stärker gewichtet als nicht
selbst verschuldete.

Warendorf (fen). Auch in einer
Warendorfer Chatgruppe zur
RB67 sind die Zugausfälle regel-
mäßig Thema. „Diese Woche geht
es wieder; vor ein, zwei Wochen
sind mehrmals mehrere Züge hin-
tereinander ausgefallen“, berich-
tet Thomas Lins von den dortigen
Themen. Manche Mitglieder der
Gruppe hätten auch an den
Zweckverband NWL geschrieben
und sogar schnell Antwort be-
kommen. „Aber nur Bedauern
und Verständnis, leider keine Lö-
sungen“, berichtet Lins.
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Rita Meesters

Wesel/Hamminkeln. Ihrem Ärger
über den Stillstand auf der Bahnli-
nie des „Bocholters“ zwischen We-
sel, Hamminkeln und Bocholt im
Zuge des Betuwe-Ausbaus haben
die Grünen aus den drei Kommu-
nen in der vergangenen Woche
schonLuft gemacht.Dennaus ihrer
Sicht ist die Sperrung überflüssig,
da auf diesem Streckenabschnitt
gar keine Bauarbeiten stattfinden.
Pendler müssen aber dennoch
durch den Ersatzverkehr mit Bus-
sen empfindliche Verzögerungen
hinnehmen.
Auch in der Weseler Ratssitzung

am 12. September geht es um das
leidige Thema: Schon im vergange-
nen Jahr hat sich Bürgermeisterin
Ulrike Westkamp gemeinsam mit
ihren Amtskollegen aus Hammin-
keln undBocholt, Bernd Romanski
und Thomas Kerkhoff, für einen
Weiterbetrieb der Strecke während
der anstehenden Sperrpausen stark
gemacht – bisher vergebens.
Noch bis zum 24. September ste-

hen die Züge auf der Betuwe-Linie
zwischen Oberhausen und Emme-
rich wegen der Bauarbeiten still.
Die Nebenstrecke zwischen Wesel,
Hamminkeln und Bocholt ist aber
von den Arbeiten nicht tangiert, zu-
mindest theoretisch könnendieZü-
ge also pendeln. Allerdings ist die
Strecke des Bocholters während
der Sperrzeit ebenso wie die Betu-
we-Strecke vom Strom getrennt.
Das hat die Weseler Stadtverwal-
tung aufNachfrage bei derDBNetz
und demVerkehrsunternehmen Vi-
as erfahren.Einen separatenStrom-
kreis auf der Strecke desBocholters
gibt es demnach nicht.
Bliebe die Möglichkeit, Dieselzü-

ge einzusetzen. Darauf hatten die
Bürgermeister auch schon in ihrem
Schreiben vonNovember 2022 hin-
gewiesen. Vias hat nach eigener
Auskunft jedoch keine Dieselfahr-
zeuge im Bestand, erfuhr die Stadt-
verwaltungWesel jetzt auf Nachfra-
ge – ob sie welche von anderen
Unternehmen anmieten könnte,
blieb vorerst offen. Auf jeden Fall

„Bocholter“ soll trotz Sperrung fahren
Die Städte Wesel, Hamminkeln und Bocholt fordern einen Weiterbetrieb

seiendafür „umfangreiche“Abstim-
mungenmit derDBNetz, demVRR
und dem Zweckverband Nahver-
kehr Westfalen-Lippe sowie eine
Schulung des Personals notwendig,
heißt es.DaherwürdeeinErsatzver-
kehrmitDieselzügen zumindest für
die aktuelle Sperrung nicht infrage
gekommen.

Schreiben blieb unbeantwortet

Auf das Schreiben im Jahr 2022 an
den VRR und den Zweckverband
NWL haben die drei Bürgermeister
übrigensbisheutekeineAntwort er-
halten, teilt die Weseler Verwaltung
dem Stadtrat mit.
In demBrief bitten die Stadtober-

häupter beide Adressaten darum,
den Schienenverkehr während der
mehrwöchigen Sperrungen für den
Betuwe-Ausbau aufrecht zu erhal-
ten. Dafür werde Wesel sich weiter-
hin einsetzen, versichert dieVerwal-

tung dem Stadtrat – denn der Aus-
bau wird Jahre dauern und weitere
Vollsperrungen mit sich bringen.
Dienächste ist schonvom25.No-

vember bis zum 3. Dezember ge-
plant. Imkommenden Jahrwird die
Strecke dann vom 6. bis zum 19. Ja-
nuar, vom 14. Mai bis zum 14. Juni

sowie vom1. bis zum24.November
stillgelegt, auch 2025 und 2026wer-
den die Züge zeitweise wegen des
Ausbaus still stehen. In dieser Zeit
sollte aber, wenn es nach den Kom-
munen geht, der Schienenverkehr
auf der Strecke des Bocholters wei-
ter laufen.

Auf der Bahnlinie zwischen Wesel, Hamminkeln und Bocholt herrscht Stillstand. Die Kommunen for-

dern für künftige Betuwe-Sperrungen Ersatzverkehr mit Dieselzügen. LARS FRÖHLICH / FUNKE FOTO SERVICES

Seit dem 1. Februar 2022 ist

der „Bocholter“ als RE19 zwi-

schen Wesel und Bocholt mit

Strom unterwegs – zumindest

dann, wenn die Strecke nicht

gerade wegen der Betuwe-Bau-

arbeiten gesperrt ist. Zuvor

herrschte wegen der Bauarbei-

ten sieben Monate Stillstand auf

dem Abschnitt, der Münsterland

und Niederrhein verbindet.

Das Unternehmen Vias Rail

hatte die Linie zum Neustart von

Abellio übernommen und be-

treibt den Regionalexpress

RE19. Vias mit Sitz in Frankfurt

betreibt mehrere Streckennetze

in verschiedenen Teilen

Deutschlands, neben dem Nie-

derrheinnetz sind das die Rhein-

gau-Linie, das Erft-Schwalm-

Netz und die Müngstener-Linie.

Hintergründe zum „Bocholter“ und zu Vias
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Eurobahn am Limit
Personalmangel und hohe Krankenstände

Von Jonas Wiening

WARENDORF Aktuell häufen
sich wieder die Zugausfälle
auf der Strecke der RB 67 von
Bielefeld über Warendorf bis
Münster. Auch andere Euro-
bahn-Strecken sind betrof-
fen. Das Unternehmen ist –
wie die ganze Branche – am
Limit und spricht Klartext.
„Aufgrund eines kurzfristi-

gen Personalausfalls kommt
es auf der Linie RB 67 leider
vorübergehend zu Ein-
schränkungen“ oder „Auf-
grund kurzfristiger Erkran-
kung von Personal kommt es
auf den Linien RB 67 und RB
71 leider vorübergehend zu
Einschränkungen.“ Auf dem
Kurznachrichtendienst „X“,
vormals Twitter, trudeln die-
se oder ähnliche Meldungen
zurzeit mehrfach täglich ein.
Absender ist die Eurobahn
selbst, Betreiberin der Stre-
cken. Zugausfälle und Ver-
spätungen stehen aktuell –
mehr als ohnehin schon – an
der Tagesordnung.
Dabei hatte der Zweckver-

band Nahverkehr Westfalen
Lippe (NWL) den Vertrag mit
der Eurobahn als Betreiberin
auf gleich vier Zugstrecken
(RB 67, RB 71, RB 73 und RE
82) um weitere drei Jahre bis
Dezember 2028 verlängert.
Das Bahnunternehmen sieht
das laut Pressemitteilung als
Vertrauensbeweis an und
spricht davon, die bisherigen
Leistungen fortzusetzen.
Viele Fahrgäste dürften die-

se Meldung bei den aktuellen
Problemen mit Zugausfällen
und Verspätungen genervt
zur Kenntnis nehmen. Euro-
bahn-Sprecherin Nicole Piz-

zuti sagt dazu: „Ich kann die
Verärgerung bei den Fahrgäs-
ten verstehen. Aber ich kann
sagen: Wir geben unser Bes-
tes.Wir sind–unddas ist kein
Marketinggag – Eisenbahner
mit Herz.“
Aktuell gäbe es aber einen

besonders hohen Kranken-
stand, viele Mitarbeiter wür-
den langfristiger ausfallen.
Und generell herrsche Perso-
nalmangel. Das Unterneh-
men setze alle Hebel in Bewe-
gung, damit die Auswirkun-
gen so gering wie möglich
ausfallenwürden, heißt es. So
würde es immer eine Bereit-
schaft geben, die einspringen
könne, Kollegen aus der Ver-
waltung mit entsprechender
Qualifizierung würden Züge
fahren, es würde temporäre
Versetzungen geben. „Aber
auch damit können wir nicht
immer alles auffangen. Ir-
gendwannsindwir amLimit“,
so Pizzuti.
„Das alles sind auch keine

reinen Eurobahn-Probleme,
es betrifft die ganze Branche“,
sagt Pizzuti, die sich schüt-

zend vor die Lok- und Zug-
führer und alle anderen Mit-
arbeiter stellt. In den vergan-
genen Jahren seien viele
Fahrgäste zudem deutlich
respektloser geworden. „Man
muss klar sagen: DieMensch-
heit verroht“, wird sie deut-
lich. Die Passagiere würden
zum Teil nicht nur verbal ag-
gressiv gegenüber den Zug-
oder Lokführern auftreten, in
Einzelfällen sei es auch schon
zu tätlichen Angriffen ge-
kommen.
Bei solchen Aktionen kön-

ne man dann verstehen, dass
manche Mitarbeiter ausge-
laugt seien und die Regenera-
tionszeitenbeiKrankheit län-
ger dauern, so Pizzuti, die
sagt: „Es ist eine Art Teufels-
kreis. Es kommt zu Verspä-
tungen und Ausfällen, die
Fahrgäste sind deshalb sauer
und werden teilweise aggres-
siv, weswegen die Lok- und
Zugführer schneller gestresst
sind und krank werden, was
wiederumnochmehr Ausfäl-
le und Verspätungen bedeu-
tet.“

Hier ist die Eurobahn pünktlich: InWarendorf nutzen viele den Zug,

um in RichtungMünster oder Bielefeld zu fahren. Foto: Jonas Wiening
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it dem Thema
„Zweites Gleis
zwischen Müns-
ter und Lünen“

befasste sich der Ausschuss
für Stadtentwicklung und
Planung im Stadthaus Wer-
ne in seiner jüngsten Sit-
zung. Nachdem am 10. Au-
gust 2023 medienwirksam
die verschiedenen Beteilig-
ten eine Rahmenvereinba-
rung unterzeichnet hatten,
keimte Hoffnung auf eine
baldige Realisierung auf.
Diese Hoffnung hat Thomas
Ressel am Dienstagabend im
Keim erstickt.

Ressel ist Leiter Planung
beim Zweckverband Nahver-
kehr Westfalen-Lippe. Der
NWL war einer der Unter-
zeichner der Rahmenverein-
barung. Ressel zeigte den
Ausschussmitgliedern den
Stand der Dinge und die
Perspektiven auf. Nach ei-
ner Stunde Erläuterung und
Diskussion waren Enttäu-
schung und Frustrationen
im großen Sitzungssaal des
Stadthauses fast mit Hän-
den zu greifen.

Schade ist „maximal
entsetzt“

So meinte Christoph Schade
von den Bündnisgrünen am
Schluss: „Ich bin maximal
entsetzt: Wir stecken viel
Geld in ein Projekt, das ge-
rade einmal ein Zugpaar
mehr von Werne nach
Münster pro Stunde
schickt.“ Und Raimund Höl-
scher von der CDU war of-
fenbar maximal frustriert:
„Wir werden nie eine Stre-
cke von Werne nach Lünen
bekommen. Und die nach
Amelsbüren werden wir in
den nächsten 20 Jahre nicht
bekommen.“

Wernes Planungsdezer-
nent Ralf Bülte hatte zuvor
den Tagesordnungspunkt
folgendermaßen angekün-
digt: „Die Situation nach
der Unterzeichnung der
Rahmenvereinbarung lässt
sich in einem Satz zusam-
menfassen: Wir können ei-

M

nen wichtigen Teilerfolg
verbuchen, sind aber längst
noch nicht am Ende der Rei-
se.“

Diese Einschätzung war
eher untertrieben, wie die
folgenden Ausführungen
von NWL-Mann Ressel nahe-
legen. Als er eine Tabelle
mit den unterschiedlichsten
Planungsschritten zeigte,
meinte er: „Bis jetzt sind 22
Prozent des Projektes ge-
schafft, mehr aber nicht.

Die Strecke ist noch lange
nicht eingeweiht.“

Die Vereinbarung sieht
vor, die Strecke zwischen
Münster-Amelsbüren und
Werne zweigleisig auszu-
bauen. Das sieht Ressel als
Fortschritt an. „Vorher wa-
ren es zweigleisig 5,3, jetzt
sind es 23,8 km.“ Das würde
zwischen Münster und Wer-
ne zu einem 30-Min-Takt im
Nahverkehr führen, zwi-
schen Werne und Dort-

mund bliebe es beim be-
kannten Stundentakt.

Warum nicht alles
ausbauen?

Das löste viel Unverständnis
bei den Werner Planungs-
Politikern aus. „Warum baut
man nicht gleich die paar
Kilometer von Werne bis Lü-
nen auch zweigleisig aus“,
wollte etwa Artur Reichert
von der FDP wissen. Ins glei-
che Horn stießen auch an-
dere Abgeordnete.

Doch Ressel warnte davor,
jetzt noch Zusatzforderun-
gen zu stellen. „Mit den
jetzt unterschriebenen Rah-
menbedingungen kommt
das Projekt durch die Finan-
zierungstür des Bundes. Der
will 60 Prozent überneh-
men, das Land 40 Prozent.
Wenn da was geändert wird,
was dann noch teurer wird,
wird gar nichts passieren.“

Ressel erläuterte ausführ-
lich die Grundlagen der Pla-
nung, die verschiedenen Zu-
ständigkeiten und unter-
schiedlichen Ansprüche. Er
lobt etwa den neuen Ansatz

des Bundes für eine „fahr-
planbasierte Infrastruktur-
entwicklung. Der Zielfahr-
plan bestimmt die Infra-
struktur, nicht andersher-
um.“ Bislang habe man ge-
baut und dann geschaut,
wie man den Fahrplan an
die neue Infrastruktur an-
passen kann. „Dass das jetzt
andersherum ist, ist ein gro-
ßer Schritt nach vorne“,
meinte der Experte.

Im Verlaufe der Debatte
fiel auch der Begriff „Güter-
verkehr“. Markus Rusche
von der CDU wollte wissen:
„Wird es auf der Strecke
dann Güterverkehr geben?“
Ressel antwortete vorsich-
tig: „Man kann Güterzüge
grundsätzlich nicht verbie-
ten. Aber heutige Güterzüge
sind deutlich leiser als frü-
her.“ Einen Lichtblick in all
der Frustration setzte zum
Schluss Benedikt Lange von
der FDP: „Das 2. Gleis zwi-
schen Amelsbüren und Wer-
ne wird mehr Zuverlässig-
keit bringen. Das sollten wir
nicht madig machen oder es
gar abblasen.“

Weitere Planung für
das zweite Gleis entsetzt Politiker

WERNE, LÜNEN, NORDKIRCHEN. Wann kommt das 2. Gleis? Auf diese Frage gab es Dienstagabend Antworten,
die die Mitglieder des Werner Planungsausschusses enttäuscht und frustriert zurückließen.

Von Jörg Heckenkamp

Thomas Ressel vom Zweckverband Nahverkehr Westfalen-Lippe (NWL) brachte die Mitglieder des Ausschusses für Stadtent-
wicklung auf den Stand der Dinge in Sachen 2. Gleis.  FOTO JÖRG HECKENKAMP

Der Bahnhof Lünen bleibt in Richtung Münster für lange Zeit
nur eingleisig mit dem nächsten Halt Werne verbunden.

 FOTO ARCHIV
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Deutliches Zeichen Richtung Landtag
CDU fordert bessere Finanzausstattung vom Land

BRAKEL (WB). „Aufgrund im-
mer weiter steigender Kosten
drohtnichtwenigenKommu-
nen der finanzielle Kollaps
mit durchaus negativen Fol-
gen für die Bürger unserer
Stadt“, erklärt Hermann
SteinhagederVorsitzendedes
CDU-Stadtverbandes Brakel.
„So ist die Entwicklung der

Einnahmeseite, die im We-
sentlichen aus Gewerbe-
steuer, Grundsteuer, anteili-
ger Einkommenssteuer und
Zuweisungen besteht, noch
als durchaus positiv zu be-
trachten“, erläutert Hermann
Steinhage in einer Pressemit-
teilung der CDU.
Demgegenüber stünden je-

doch enorme Kostensteige-
rungen. Hier seien für Brakel
die Entwicklung der Kreis-
umlage mit einem Plus von
mittlerweile 1,4 Millionen
Euro sowie Personalkosten-
steigerungen, insbesondere
durch den Tarifabschluss im

öffentlichen Dienst, in Höhe
von rund 600.000 Euro und
die Umlage von 427.000 Euro
des Nahverkehrsverbundes
Paderborn/Höxter (nph) zu
nennen, die nur noch mit
dem Griff in die Ausgleichs-
rücklage auszugleichen sei-
en. „Darüber hinaus sind die
Kommunen von der Inflation
sowie den enormen Preisstei-
gerungen bei Bau- und Infra-
strukturprojekten und bei
den Energiekosten betroffen“,
führt ViolaWellsow in der Er-
klärung weiter aus. Caspar
von Haxthausen weist neben
den Krisen wie der Corona-
Pandemie und den Entwick-
lungen aufgrund des Krieges
in der Ukraine, auch auf die
weiterhin hohe Zahl an Ge-
flüchteten hin, die auf die
Kommunalfinanzen einwir-
ken würden. Eine systembe-
dingte Unterfinanzierung der
Kommunen führe jedoch
zwangsläufig zum Verzehr

der Ausgleichsrücklage und
letztlich zur Haushaltssiche-
rung mit all seinen negativen
Auswirkungen. Diese könne
etwa eine Erhöhung der Real-
steuersätze, die Streichung
der freiwilligen Leistungen
wie Vereinsfördermittel und
vieles mehr zur Folge haben.
Die CDU in Brakel, so Her-
mann Steinhage, fordere da-
her vom Land die Anhebung
des Anteils an der Finanzaus-
gleichsmasse, da diese in der
Vergangenheit von 28 Pro-
zent auf 23Prozent abgesenkt
wurde.
„Nur mit einer ausreichen-

den Finanzausstattung durch
das Land könnenwir uns den
zukünftigen kommunalen
Herausforderungen im Be-
reich derMobilität des Klima-
schutzes, der OGS- undGanz-
tagsbetreuung sowie zur Er-
haltung und Entwicklung der
Infrastruktur stellen.“ Bür-
germeister Hermann Temme

erklärt: „Besonders kritisch
sehen wir bei der derzeitigen
Finanzierung der kommuna-
len Haushalte zudem die so-
genannte Einwohnerverede-
lung . Hier wird der ländliche
Raum gegenüber den Bal-
lungsräumen ganz klar be-
nachteiligt“.
„Wir sehen mit großer Sor-

ge, dass die kommunale

Selbstverwaltung, welche ein
elementarer Teil unserer par-
lamentarischen Demokratie
ist, durch eine eklatante
Unterfinanzierung des Lan-
des in Schieflage gerät und
die finanzielle Handlungsfä-
higkeit der Kommunen da-
durch dauerhaft einge-
schränktwerden“, so das Fazit
der CDU-Fraktion

Der stellvertretende Vorsitzende des CDU-Stadtverbandes Caspar von
Haxthausen (von links), Bürgermeister Hermann Temme, die stellvertre-
tende Vorsitzende des CDU-Stadtverband Viola Wellsow und der Vorsit-
zende des CDU-Stadtverband Hermann Steinhage äußern sich. Foto: Privat
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Von Reinhard Kowalewsky

rotz und teilweise
auch wegen der Ein-
führung des
„Deutschlandtickets“

droht der öffentliche Nah-
verkehr (ÖPNV) in Nord-
rhein-Westfalen noch stär-
ker in die Krise zu rutschen,
sofern es keine weiteren Zu-
schüsse speziell vom Bund
gibt. Weil die Kosten massiv
steigen, heben die Anbieter
nun die Preise für Einzelti-
ckets und die verbliebenen
Abos neben dem „Deutsch-
landticket“ massiv an.

Der Verkehrsverbund
Rhein-Ruhr (VRR) kündigte
am Montag bei einem Pres-
segespräch an, zum 1. Janu-
ar die Preise zwischen sechs
und acht Prozent zu erhö-
hen. Wie ernst die Lage ist,
erläuterten VRR-Vorstands-
sprecherin Gabriele Matz,

T
VRR-Tarifvorstand José Luis
Castrillo und die Oberbür-
germeister von Essen, Tho-
mas Kufen (CDU), und Bo-
chum, Thomas Eiskirch
(SPD).

Dem VRR fehlen demnach
wegen der Einführung des
„Deutschlandtickets“ im
nächsten Jahr bis zu 340
Millionen Euro, sofern es
beim Monatspreis von 49
Euro bleibt. Rund 300 Milli-
onen Euro dieses Defizits
sind durch Zusagen des
Bundes und des Landes ab-
gedeckt, aber für 30 bis 40
Millionen Euro gibt es bis-
her keine Finanzierungszu-
sage des Bundes. Doch: „Wir
brauchen diese Mittel, um
planen zu können“, so VRR-
Manager Castrillo.

NRW-Verkehrsminister
Oliver Krischer (Grüne) er-
klärte, er unterstütze die

Forderung des ÖPNV in
NRW und bundesweit, dass
der Bund die durch das
Deutschlandticket entstan-
denen Mindereinnahmen
bei Abos wirklich ausglei-
chen müsse: „Bund und
Länder tragen die Kosten
des bisher erfolgreichsten
Tarifmodells in der Ge-
schichte des ÖPNV gemein-
sam. Die Länder haben ih-
ren Anteil bereits geliefert.
Was fehlt, ist mal wieder die
Zusage des Bundes für die
nächsten Jahre.“

Mehr Geld nötig

Gleichzeitig drängen Ver-
kehrsverbünde und Kom-
munen darauf, dass sich
Bund und Land langfristig
stärker für Bus und Bahn
engagieren. Das Defizit der
Stadt Essen für den dortigen
Nahverkehr werde 2024 von
bisher 80 Millionen Euro
auf 105 Millionen Euro stei-
gen, sagte Essens Oberbür-
germeister Kufen.

Doch in Wahrheit seien
noch mehr Mittel nötig, um
die Investitionen steigern zu

können. „Wir wollen die At-
traktivität des ÖPNV deut-
lich erhöhen“, so Kufen.
Bessere Fahrpläne und kür-
zere Takte seien wichtig. Es
sei eventuell ein Fehler ge-
wesen, mit dem „Deutsch-
landticket“ zuerst die Preise
gesenkt zu haben, bevor
man die Qualität erhöht ha-
be.

Vor dem Stillegen von
Strecken warnte Bochums
Oberbürgermeister Eiskirch.
„Wir müssen alles dafür
tun, dass aus der Mobilitäts-
wende kein Mobilitätsende
wird. Und das werden wir
ohne neue, tragfähige Fi-
nanzierung durch den Bund
in den Kommunen allein
nicht schaffen.“

Während sich die Kommu-
nen um Busse und Straßen-
bahnen sorgen, warnt der
VRR als Betreiber von Regio-
nalbahnen und S-Bahnen
davor, dass hier massiv ge-
kürzt werden muss, wenn
es so weitergeht: „Wir be-
fürchten eine kontinuierli-
che Unterfinanzierung der
bestehenden Angebote, die

zu Kürzungen in erhebli-
chem Ausmaß führen könn-
ten“, sagte VRR-Managerin
Matz. Tatsächlich sei aber
nötig, das VRR-Angebot zu
stabilisieren und massiv
auszubauen. 2,6 Milliarden
Euro würden allein beim
VRR bis 2031 gebraucht, um
die jetzigen Linien unverän-
dert weiterbetreiben zu
können, weitere 1,3 Milliar-
den Euro seien nötig, um
die Kapazitäten um ein Drit-
tel zu erhöhen, wobei völlig
neue Strecken noch gar
nicht in der Rechnung sind.

Verkehrsminister Krischer
will sich für die zusätzli-
chen Mittel starkmachen:
„Wir brauchen endlich klare
Vereinbarungen über die Fi-
nanzierung des ÖPNV, da-
mit die Zuverlässigkeit ver-
bessert und der Ausbau wei-
ter vorangetrieben werden
kann.“ Der CDU-Verkehrs-
politiker Oliver Krauss sieht
das genauso: „Wir brauchen
nicht nur langfristig, son-
dern kurz- und mittelfristig
eine deutliche Anpassung
der Finanzmittel.“

Tickets bis zu 8 Prozent teurer
DÜSSELDORF/KÖLN. Der Verkehrsverbund
Rhein-Ruhr erhöht zum 1. Januar 2024
die Preise. Die Kommunen warnen der-
weil vor einem Verkehrskollaps.
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Kommunen warnen vor Kollaps im Nahverkehr

VON REINHARD KOWALEWSKY

DÜSSELDORF/KÖLN Trotz und teil-
weise auch wegen der Einführung
des„Deutschlandtickets“ droht der
öffentliche Nahverkehr (ÖPNV) im
Land noch stärker in die Krise zu
rutschen, sofern es keine weiteren
Zuschüsse speziell vom Bund gibt.
Weil die Kosten massiv steigen, he-
ben die Anbieter nun die Preise für
Einzeltickets und die verbliebenen
Abos neben dem „Deutschlandti-
cket“ massiv an.
Der Verkehrsverbund Rhein-

Ruhr (VRR) kündigte am Montag
bei einem Pressegespräch an, zum
1. Januar die Preise zwischen sechs
und acht Prozent zu erhöhen. Auf
Nachfrage erklärte derVerkehrsver-
bund Rhein-Sieg (VRS), mitziehen
zuwollen.„DieLage ist dramatisch“,
erklärte ein Sprecher des VRS. „Es
wirdweiteredeutlicheAnpassungen
geben.“ Erst am1. Juli hatte derVRS
die Tarife um 3,87 Prozent erhöht.
Wie ernst die Lage ist, erläuterten

bei dem Gespräch VRR-Vorstands-
sprecherin Gabriele Matz, VRR-Ta-
rifvorstand José Luis Castrillo und
die Oberbürgermeister von Essen,
ThomasKufen (CDU), undBochum,
Thomas Eiskirch (SPD). Dem VRR
fehlen demnach wegen der Ein-
führung des „Deutschlandtickets“
im nächsten Jahr bis zu 340 Mil-
lionen Euro, sofern es beim Mo-
natspreis von 49 Euro bleibt. Rund
300 Millionen Euro dieses Defizits
sinddurchZusagendesBundesund
des Landes abgedeckt, aber für 30

bis 40 Millionen Euro gibt es bis-
her keine Finanzierungszusage des
Bundes.Doch:„Wir brauchendiese
Mittel, um planen zu können“, so
VRR-Manager Castrillo.
NRW-VerkehrsministerOliverKri-

scher (Grüne) erklärte, er unterstüt-
ze die Forderung desÖPNV inNRW
und bundesweit, dass der Bund die
durchdas„Deutschlandticket“ ent-
standenen Mindereinnahmen bei
Abos wirklich ausgleichen müsse:
„Bund und Länder tragen die Kos-
ten des bisher erfolgreichstenTarif-
modells inderGeschichtedesÖPNV

gemeinsam.DieLänderhaben ihren
Anteil bereits geliefert.Was fehlt, ist
mal wieder die Zusage des Bundes
für die nächsten Jahre.“
Gleichzeitig drängen Verkehrs-

verbünde und Kommunen darauf,
dass sich Bund und Land langfris-
tig stärker für Bus und Bahn enga-
gieren. Das Defizit der Stadt Essen
für den dortigenNahverkehr werde
2024 von bisher 80 Millionen Euro
auf 105 MillionenEuro steigen, sag-
teEssensOberbürgermeisterKufen.
Doch inWahrheit seien noch mehr
Mittel nötig, um die Investitionen

steigern zu können.„Wirwollendie
Attraktivität des ÖPNV deutlich er-
höhen“, so Kufen. Bessere Fahrplä-
ne und kürzere Takte seien wichtig.
Es sei eventuell ein Fehler gewesen,
mit dem„Deutschlandticket“ zuerst
die Preise gesenkt zu haben, bevor
man die Qualität erhöht habe.
Vor dem Stillegen von Strecken

warnte Bochums Oberbürgermeis-
ter Eiskirch.„Wirmüssenalles dafür
tun, dass aus der Mobilitätswende
kein Mobilitätsende wird. Und das
werdenwir ohneneue, tragfähigeFi-
nanzierung durch den Bund in den

Kommunen allein nicht schaffen.“
WährenddieKommunen sichum

Busse und Straßenbahnen sorgen,
warnt derVRR als Betreiber vonRe-
gionalbahnenundS-Bahnendavor,
dass hier massiv gekürzt werden
muss, wenn es so weitergeht: „Wir
befürchten eine kontinuierliche
Unterfinanzierung der bestehen-
den Angebote, die zu Kürzungen in
erheblichemAusmaß führen könn-
ten“, sagte VRR-Managerin Matz.
Tatsächlich sei abernötig, dasAn-

gebot von S-Bahnen und Regional-
bahnen inNRWzustabilisierenund
massiv aufzubauen. 2,6 Milliarden
Euro würden allein beim VRR bis
2031 gebraucht, um die jetzigen Li-
nien unverändert weiter betreiben
zu können, weitere 1,3 Milliarden
Euro seien nötig, um die Kapazi-
täten um ein Drittel zu erhöhen,
wobei völlig neue Strecken noch
gar nicht in der Rechnung sind.
„Der öffentliche Nahverkehr muss
wachsen. Seine Planung darf nicht
beim Erhalt der Bestandsverkehre
stehen bleiben. Stattdessen muss
derNahverkehrbedarfsgerecht aus-
gebaut werden, um leistungsfähig
und attraktiv zu sein“, sagte Matz.
Verkehrsminister Krischer will

sich fürdie zusätzlichenMittel stark
machen:„Wir brauchenendlichkla-
re Vereinbarungen über die Finan-
zierungdesÖPNV, damit die Zuver-
lässigkeit verbessert undderAusbau
weiter vorangetriebenwerdenkann.
Denn das beste Ticket nutzt nichts,
wenn der Bus und die Bahn nicht
kommen.“ Der CDU-Verkehrspoli-
tiker Oliver Krauss aus Bonn sieht
das genauso: „Wir brauchen nicht
nur langfristig, sondern kurz- und
mittelfristig eine deutliche Anpas-
sung der Finanzmittel.“
Der VRS erklärt: „Wir brauchen

verlässliche Lösungen aus Berlin
– ansonsten wird es nicht zum ge-
wünschten Leistungsausbau, son-
dern zum Abbau von Bestandsver-
kehren kommen. Und das hätte für
die Mobilitätswende dramatische
Folgen.“

VRR und VRS erhöhen
zum 1. Januar die Preise
und wollen weitere Zu-
schüsse. Auch einige
Oberbürgermeister for-
dern mehr Geld, sonst
drohe vielen Strecken das
Aus. NRW-Verkehrsminis-
ter Krischer ist alarmiert.

Gedränge amDüsseldorfer Hauptbahnhof nach Zugausfällen gehört dort – wie anderswo im Land –mittlerweile zumAlltag. FOTO: CHRISTOPH REICHWEIN

AnzahlDer VRR hat 840.000
Kundinnen und Kunden, die
„Deutschlandtickets“ besitzen.

Herkunft67 Prozent davon
wechselten von einem anderen
Abo oder vonMonatskarten,
27 Prozent zahlten zuvor bar,
Neukunden sind sechs Prozent.

BeimVRR840.000
„Deutschlandtickets“

INFO

VON JÖRN BENDER

FRANKFURT (dpa) Mit einem Ge-
ständnis des angeklagten Ex-Ma-
ple-Bankers ist am Montag der
Frankfurter Prozess um Cum-ex-
Aktiendeals fortgesetzt worden
(Az.: 5/24 KLs 7480 Js 208433/21).
„Im Nachhinein war die German-
Pair-Strategie zu schön, umwahr zu
sein“, sagte der ehemalige Banker
in der Hauptverhandlung vor dem
Landgericht. Bei Cum-ex-Geschäf-
ten, die bei der Maple Bank unter
dem Namen „German-Pair-Strate-
gie“ liefen, ließen sich Banken und
Investoren nie gezahlte Kapital-
ertragssteuern erstatten und prell-
ten den Staat insgesamt um min-
destens rundzehn Milliarden Euro.

„WirhättendieGeschäfteohnedie
Gutachten nicht durchgeführt, sie
haben uns in einer falschen Sicher-
heit gewogen“, sagte der ehemalige
Maple-Banker in
dem Prozess um
den Vorwurf der
schweren Steu-
erhinterziehung
beziehungsweise
Beihilfe dazu.An-
geklagt ist indem
Verfahrenaußerdemeinehemaliger
hochrangiger Freshfields-Steuer-
anwalt. Die Generalstaatsanwalt-
schaft wirft ihm vor, diemilliarden-
schwerenMaple-Geschäfte zulasten
des Fiskus durch „Gefälligkeitsgut-
achten“ mit ermöglicht zu haben.
BeiCum-ex-Deals, die ihreHoch-

phase zwischen 2006 und 2011
hatten, nutzten Investoren eine
Gesetzeslücke: Rund um den Divi-
dendenstichtag wurden Aktien mit

(cum) und ohne
(ex) Ausschüt-
tungsanspruch
zwischen Betei-
ligten hin- und
hergeschoben.
Am Ende erstat-
teten Finanz-

ämter nicht gezahlte Steuern. 2012
schloss der Staat das Schlupfloch.
„Bei Anwendung des gesunden

Menschenverstandshätte ich erken-
nen müssen“, sagte der Ex-Banker,
„dass einedoppelteAnrechnungder
Kapitalertragssteuer nicht gewollt
sein konnte.“ Die Anklage beziffert

den Steuerschaden durch die Ma-
pleBankauf gut 388 MillionenEuro.
2016 wurde das deutsche Institut
mit kanadischen Wurzeln von der
Finanzaufsicht geschlossen.
„ImErgebnis kann ich feststellen:

Der Entschluss, die Cum-ex-Ge-
schäftedurchzuführen, hat dieBank
ihre Existenz und die Mitarbeiter
ihre Anstellung und ihre Sicher-
heit gekostet“, sagte der ehemalige
Maple-Banker. „Ich bedauere sehr,
dass ich an diesen Geschäften be-
teiligt war und entschuldige mich
bei allen, denen ich dadurch Leid
zugefügt habe.“ Erwolle sich seiner
Verantwortung stellenundhabeda-
her inklusive Aktien mehr als zehn
Millionen Euro in die Maple-Bank-
Insolvenzmasse gezahlt.

Geständnis im Cum-ex-Prozess
Der angeklagte Ex-Maple-Banker nennt die skandalösen Aktiengeschäfte „zu schön, um wahr zu sein“.

Versicherer erhöhen Prämien
wegen Unwetterschäden
MONTE CARLO/BERLIN (dpa/rtr) Der
weltweit drittgrößte Rückversiche-
rer Hannover Rück rechnet wegen
zunehmender Naturkatastrophen,
der wachsenden Gefahr durch
Cyberangriffe sowiederhohen Infla-
tion mit weiter steigenden Preisen
für Rückversicherungsschutz. „Wir
haben in den Erneuerungsrunden
des laufenden Jahres deutlich ad-
äquatere Preise und Konditionen
erzielt. Allerdings reichendieseVer-
besserungen inAnbetrachtdernach
wie vor anspruchsvollen Risikolage
nicht aus“, sagte Vorstandschef
Jean-Jacques Henchoz am Montag
beim Rückversicherer-Treffen in
Monte Carlo. Trotz steigender Prei-
se erwartet der Vorstand, dass die
NachfragenachRückversicherungs-

schutz gegen Naturkatastrophen-
Risiken im Jahr 2024 und darüber
hinaus weiter steigt.
Auch in Deutschland beschäfti-

gen immermehr Unwetterschäden
die Versicherer: „Für den gesamten
August summieren sich die Schä-
den durch Sturm, Hagel, Blitz und
Überschwemmungen auf 1,5 Mil-
liardenEuro“, sagte JörgAsmussen,
Hauptgeschäftsführer des Gesamt-
verbandes derDeutschenVersiche-
rungswirtschaft (GDV), amMontag.
Davonentfielen950 MillionenEuro
auf Schäden an Häusern, Hausrat,
Gewerbe- und Industriebetrieben
und weitere 550 Millionen Euro
auf die Kraftfahrtversicherung. Im
Gesamtjahr 2022 lag der Schaden-
aufwand bei 4,3 Milliarden Euro.

„Ich bedauere sehr,
dass ich andiesenGe-
schäftenbeteiligtwar“
ehemaligerMaple-Bank-Manager
Angeklagter im Cum-ex-Prozess

DÜSSELDORF (anh/mah) Den Akti-
visten von Fridays for Future reicht
es: „Die nächsten fünf Jahre wer-
den vermutlich die wärmsten seit
Beginn der Wetteraufzeichnung.
Wir befinden uns mitten in der Kli-
makrise. Doch anstatt notwendige
Maßnahmen zu ergreifen, gehen
Politik und Wirtschaft in den Ver-
drängungsmodus“, heißt es im
Aufruf zum globalen Klimastreik
am Freitag, 15. September.
Es gebe grüne Märchen statt

Emissionsminderungen, beim
Greenwashing dabei sei der selbst
ernannteKlimakanzlerOlaf Scholz.
Wo die Aktivisten etwas planen,
zeigt eine Karte (www.fridaysforfu-
ture.de/klimastreik). In Berlin gibt
esum12 Uhrdie zentraleDemovor
dem Brandenburger Tor.

In Nordrhein-Westfalen sind un-
ter anderem Proteste in Aachen ge-
plant, die um 11 Uhr am Kongress-
zentrumEurogressbeginnen sollen.
In Bonn wird für 13 Uhr zur Kund-
gebung auf demMünsterplatz auf-
gerufen, inDüsseldorf für 14Uhr zu
einer Demo auf der Landtagswiese.
InDuisburg sind ab16UhrProteste
vordemForumgeplant. InKöln soll
es ab 16 Uhr eine Kundgebung vor
demDom geben.
Aber auch entlang des Nieder-

rheins sindnach Informationendes
Veranstalters Klimastreiks geplant:
Jeweils um16Uhr amBahnhof tref-
fen sich Klimaaktivisten in Kleve
und inKrefeld zuKundgebungen. In
Korschenbroich startendieProteste
den Angaben zufolge um16.30 Uhr
vor demRathaus, inMönchenglad-

bach um 14 Uhr auf dem Platz der
Republik. In Leverkusen geht es
schon um 14.30 Uhr los mit einer
KundgebungvordemEVL-Gebäude
amOverfeldweg. InMeerbuschwird
ab16 UhrderParkplatz amLatumer
See zum Treffpunkt von Demonst-
rierenden. InWesel beginnt der ge-
planteAusstandum17 Uhr auf dem
GroßenMarkt. InWuppertalwird für
13 Uhr an der Haltestelle Kluse im
Stadtteil Vohwinkel zu einer Kund-
gebung aufgerufen.
DesWeiteren sind amFreitag un-

ter anderem Demonstrationen in
Jülich, Kempen, Neukirchen-Vluyn
und Solingen angemeldet. Auch in
Essen, Würselen und Viersen wird
demonstriert.
Am kommenden Freitag wollen

zudem die Aktivisten der Letzten

Generation den Klimastreik von
„Fridays for Future“ inBerlinunter-
stützen. AmdarauffolgendenMon-
tag sollen dann unbefristete Stra-
ßenblockaden in Berlin beginnen.
Weltweit sollen sich Millionen

Menschen an den Klimaprotesten
beteiligen, dahinter stehenüber 700
Organisationen. Die Botschaften
richten sich auch an einen Klima-
Gipfel am 20. September, zu dem
UN-Generalsekretär António Gu-
terres nach NewYork einlädt. Denn
trotz allerKonferenzen schreitet die
Erderwärmung voran: DieWelt hat
sich imVergleich zur vorindustriel-
len Zeit um etwa 1,1 Grad erwärmt,
Deutschland sogar um 1,6 Grad.
Guterres fordertmehrBemühenvon
großen Emittenten, klimaschäd-
liches Kohlendioxid zu vermeiden.

Wie Klimaaktivisten NRW lahmlegen wollen
Fridays for Future ruft am Freitag zum Ausstand auf – in Düsseldorf, aber auch in kleineren Städten.

Umfrage: Skepsis
beim Kauf von
Gebrauchtgeräten
HAMBURG (dpa) Weniger als ein
Fünftel der Verbraucherinnen und
Verbraucher in Deutschland hat
einer Umfrage zufolge schon ein-
mal ein Smartphone oder Laptop
gebraucht gekauft. 19 Prozent der
Befragten hätten bislang ein di-
gitales Endgerät in gebrauchtem
Zustand gekauft, ergab eine reprä-
sentative Befragung der Verbrau-
cherzentralen. Amhäufigstenwaren
es Smartphones: KnappzweiDrittel
oder 65 Prozent der befragten Käu-
ferinnen und Käufer haben bereits
ein solchesGerät gebraucht gekauft.
Laptops (32 Prozent) und Tablets
(27 Prozent) folgen. Ein Großteil
der Verbraucher und Verbrauche-
rinnen bleibt jedoch skeptisch. Für
63 ProzentderBefragtenkommtein
Gebrauchtkauf eher nicht infrage.

DIENSTAG, 12. SEPTEMBER 2023 Wirtschaft B3
R-WI3
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Streckensperrung verursacht Chaos
Von Kassel nach Dortmund: Gestrandet am Baustellen-Bahnhof Paderborn

Von Katharina Stollhans

PADERBORN (WV). Unwissen-
heit, Gleiswechsel und volle
Schienenersatz-Busse: Die
Entgleisung eines Güterzuges
in Geseke verursacht auch in
Paderborn große Probleme –
vor allem bei Durchreisen-
den.
Die Lautsprecherdurchsa-

gen am Bahnhof durchdrin-
gen die Stille. „Die RE11 um
13.11 Uhr fällt aus.“ Stöhnen
ist zu hören von den Perso-
nen, die am Gleis stehen.
Zahlreichen Passagiere wis-
sen nicht, ob und wie sie nun
weiterfahren können und
sind genervt. Der Grund für
den Zugausfall ist, dass der
Streckenabschnitt zwischen
Lippstadt und Paderborn ge-
sperrt ist.
Die Entgleisung eines Gü-

terzugs auf der Strecke bei
Geseke am Sonntag ist für
diese Sperrung verantwort-
lich. Dies hat sich in der Um-
gebung scheinbar auch schon
herumgesprochen, aber
außerhalb der Kreise Soest
und Paderborn wissen die
Reisenden aber nicht Be-
scheid und zahlreiche Men-
schen stranden vorerst am
Paderborner Baustellen-
Bahnhof.

Von Kassel nach
Dortmund
So auch Andreas Daume, er

ist mit seinem Sohn am
Dienstagmittag unterwegs.
Sie kommen aus Kassel und
wollen nach Dortmund. „Ein
großes Durcheinander hier,
wir wussten von nichts und
haben bereits jetzt schon eine
Stunde Aufenthalt“, sagt Dau-
me. Er sei eigentlich ein er-
fahrener Bahnfahrer und täte
dies auch gerne, aber ein sol-
ches Chaos habe er noch
nicht erlebt.
Konkrete Informationen

gebe es vor Ort nicht, kriti-
siert er. Nach einem Gleis-
wechsel und Hoffnung, dass
der Zug nun fahre, erfuhr er

vom Schaffner, dass ein
Schienenersatzverkehr nach
Lippstadt eingerichtet sei.
Von dort aus fahre der Zug
dann weiter. Es geht also den
Klebefüßen hinterher zur Er-
satzhaltestelle.

Überfüllte Ersatzbusse
Rund 50 Menschen knub-

beln sich hier bereits in der
Hoffnung, einen Platz im Bus
zu bekommen. Es ist 13.37
Uhr und die Anspannung ist
spürbar. Für 13.30 Uhr war
der Ersatzbus RE11 angekün-
digt. So richtig sicher, dass
dieser wirklich kommt,
scheint sich aber niemand zu
sein. Um 13.41 Uhr fuhr der
Bus dann aber endlich los.
Andreas Daume und sein

Sohn sitzen nicht im Bus. Sie

laufen zurück zum Bahnhof.
Und jetzt? „Das darf man
eigentlich keinem erzählen.
Wir fahren zurück nach Kas-
sel undholendasAuto. Inden
Bus durften wir wegen Über-
füllungnichtmehr einsteigen
und der fährt eine Stunde
nach Lippstadt. Dann hätten
wir auch noch auf der Zug
warten müssen. Und zurück,
das gleiche Theater. Da ist es
jetzt einfach mit Auto genau-
so schnell und das klappt ga-
rantiert“, sagt Andreas Dau-
me. Mit dieser Odyssee hätte
er heute Morgen nicht
gerechnet, als er seinen Sohn
zum Zugfahren überredet
hatte.
Auch Reiner Wester vom

Fahrgastverband Pro Bahn
hat seit Sonntag einChaosbe-
obachtet. „Das ist auch kein
Wunder nach einem solchen
Unfall. Was aber problema-
tisch ist, sind die fehlenden
Informationen. Es gibt keine
Mitarbeiter am Bahnhof und
auch online unterscheiden
sich die Informationen und
die Anzeigetafeln sind auch
nicht immer korrekt. Zudem
sind die Ersatzhaltestellen
schwer zu finden. Gerade
Durchreisende, die von wei-
ter weg kommen, sind ratlos
undwissen nicht wohin.“

Strecke mehrere Wochen
nicht befahrbar
Nach Angaben der Deut-

schen Bahn liegen in Geseke
auf der Unfallstelle nach wie
vor die Unfallteile des Güter-
zuges. Die Bergung mit Krä-
nen werde noch einige Tage
in Anspruch nehmen. Erst,
wenn diese abgeschlossen
sei, könne die Infrastruktur
begutachtet werden. „Wir ge-
hen von massiven Schäden

aus“, teilte ein Sprecher auf
Anfrage mit. Bis auf Weiteres
dauerten deshalb die Bau-
arbeiten an, mutmaßlich
noch mehrere Wochen. Vo-
raussichtlich werden laut
Deutscher BahnmehrereWo-
chen lang keine Züge zwi-
schen Paderborn und Lipp-
stadt fahren können.

Alternative Strecken

Dichtes Gedränge vor dem Bus: Der RE11-Ersatzverkehr fährt nach Lippstadt. Leider kann dieser Bus nicht alle mitnehmen, die mit wollen. Die Ersatz-
haltestelle befindet sich an der Bahnhofstraße hinter den Haltestellen (in Richtung stadtauswärts). Foto: Oliver Schwabe

Andreas Daume (rechts) wollte eigentlich mit seinem Sohn von Kassel
nach Dortmund fahren. Dieser Plan scheiterte. Foto: Katharina Stollhans

AlleReisendenkönnen sich
über auf www.bahn.de in-
formieren. Dort sind auch
die Ersatzbusse aufgelistet.
Reisende nach Soest und
Lippstadt können über
Hamm fahren, Menschen
auf demWeg nach Pader-
born über Altenbeken.
Ein Schienenersatzverkehr
mit Bussen ist zwischen
Lippstadt und Paderborn
Hbf im halbstündigen Pen-
delverkehr eingerichtet.
Die Busse halten unterwegs
an allen Bahnhöfen. Ledig-
lich der Halt in Scharmede
wird in den Abendstunden
nicht bedient.
RE 11 (RRX): Die Züge aus
Richtung Düsseldorf Hbf
enden und beginnen in
Hamm (Westf) Hbf/Lipp-
stadt. Aus Richtung Kas-
sel-Wilhelmshöhe enden
und beginnen die Züge in

Paderborn Hbf.
RB 89:Die Züge aus Rich-
tungMünster (Westf) Hbf
enden und beginnen in
Lippstadt.
Alternativ fahren folgen-
de Buslinien:
Paderborn – Salzkottenmit
S 90; Salzkotten – Schar-
medemit SK 3; Geseke –
Lippstadt (über Ehringhau-
sen und Dedinghausen)
mit R 63; Geseke – Lipp-
stadtmit R 64
Zwischen Hamm (Westf)
Hbf undPaderbornHbf gibt
es alternativ den Zug der
Linie RB 69 zwischen
Hamm(Westf)HbfundBie-
lefeld-Brackwede. In Bie-
lefeld-Brackwede folgt
dann der Umstieg auf die
Züge der Linie RB74 nach
Paderborn Hbf (Fahrtzeit
1 Stunde und 38Minuten).

Quelle: zuginfo.nrw
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Wirtschaft
SAMSTAG, 9. SEPTEMBER 2023

GESAGT
„Es ist Unsinn, Strom blind
für manche zu subventionieren.“
JürgenTrittin (Grüne), ehemaliger Bundesumweltminister,
zur Diskussion um den Industriestrompreis

Umlaufrendite 2,65* + 0,02
Roh-Öl (Brent, $/Barrel) 90,73 + 1,08%
Euro Stoxx 50 4237 + 0,38%

Börse

DAX
15740

Euro
1,0704 Gold
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VON REINHARD KOWALEWSKY

DÜSSELDORF Eine Reihe von Ver-
kehrsverbänden und die NRW-Ver-
braucherzentrale kritisieren die
Deutsche Bahn (DB) dafür, dass sie
den Kauf des Anfang Mai gestarte-
ten „Deutschlandtickets“ nicht als
weitere Ermäßigungsoption wie
die Bahncard in die App DB-Navi-
gatorunddasonline aufrufbareBu-
chungssystem (www.bahn.de) ein-
gebaut hat. „Das kann dazu führen,
dass Kunden zu viel zahlen“, meint
Wolfgang Schuldzinski, Chef der
NRW-Verbraucherzentrale. Er sagt:
„Das‚Deutschlandticket’ ist ein tol-
les Projekt, derNavigator eigentlich
ein sehr gutes System. Aber natür-
lich sollten Kunden des ‚Deutsch-
landtickets’ im Navigator eingeben
können, dass sie das ‚Deutschland-
ticket’ haben, weil damit hinterlegt
ist, dass sie in Regionalzügen und
S-Bahnen kostenfrei fahren.“
Noch schärfer attackiert den

Staatskonzern Detlev Neuß, Bun-

desvorsitzender des Fahrgästever-
bandesProBahn:„Es ist kundenun-
freundlich und sehr ärgerlich, dass
es mehr als vier Monate nach Start
des ‚Deutschlandtickets’ noch im-
mer nichtmöglich ist, imNavigator
undonline einzugeben, dassman in
regionalenStrecken freie Fahrt hat.“
AufAnfrage erklärte dieDeutsche

Bahn, sie plane, die geforderte Op-
tion ins Systemeinzubauen:„Unser

Ziel ist es, dass unsere Kundinnen
undKunden inZukunft direkt inder
Buchungsstrecke angeben können,
dass sie Inhaberinnenoder Inhaber
eines ‚Deutschlandtickets’ sind.
Dann wird automatisch nur der
Fernverkehrsanteil der angefrag-
ten Strecke berechnet.“ Allerdings
sei die Umsetzung des Vorhabens
kompliziert,manarbeite„mitHoch-
druck“ an der Umsetzung. Ein Ter-

min für die neue Option wird nicht
genannt. „Die Bahn muss bei die-
sem Thema Tempo machen“, be-
tont Jan Langehein, Sprecher des
Verkehrsclubs Deutschland (VCD).
DieBahnerklärtdiefehlendeMög-

lichkeit, das „Deutschlandticket“
als Ermäßigungsoption ins System
einzugeben, damit, dass das auf-
wendige Programmierungsarbei-
ten erfordere. Es sei schwieriger, die
grundsätzliche Kostenfreiheit aller
Regionalzüge für einen Kunden zu
programmieren als einen generel-
lenNachlass von 50 Prozent bei der
Bahncard 50. Pro-Bahn-Chef Neuß
weist darauf hin, die Bahn habe in
NRW schon länger gezögert, regio-
nale Freifahrten wie beim Bären-
ticket in ihr System zu integrieren.
Das Bundesverkehrsministerium
erklärte auf Anfrage, die Gestaltung
von Buchungsverfahren läge in der
Hand der Eisenbahnunternehmen.
Es würde davon ausgehen, dass es
„hierzu zukünftigweitereVerbesse-
rungen geben wird.“

Scharfe Kritik an Fahrplan-App der Bahn
Der DB-Navigator spare das „Deutschlandticket“ aus, so der Vorwurf. Der Konzern will nun nachbessern.

VONGEORGWINTERS

DÜSSELDORF Als der US-Konzern
Mastercard2021dasEndederZahl-
funktion Maestro auf der Girocard
ankündigte,wardieAufregunggroß.
Dabei galt dasAus für jeneFunktion,
die Kundinnen und Kunden deut-
scher Banken und Sparkassen den
Einsatz der Girocard auch im Aus-
land ermöglicht, nur für neu aus-
gegebene Karten. Die alten sollten
bis zumangegebenenAblaufdatum
gültig bleiben.
Dass spätestens 2027alle ein neu-

es Exemplar brauchenwürden,war
aber klar. Manche von den Karten,
die schon ausgegebenwurden, ver-
ursachenaktuell Ärger,weil ihreBe-
sitzer beim Versuch, die Karte ein-
zusetzen, scheitern. Sie wird nicht
akzeptiert: in Teilen des deutschen
Einzelhandels nicht, in manchen
Hotels nicht, mitunter auch bei der
Bargeldversorgung, imAuslandund
sogar inder öffentlichenVerwaltung
nicht.DieBegründungdesHandels-
verbandesHDE fürdieNichtakzep-
tanz inZigtausendenLadenlokalen:
„Die meisten Händlerinnen und
Händler setzen nach wie vor auf
das bewährte Girocard-System der
DeutschenKreditwirtschaft“, erklärt
UlrichBinnebößel, Abteilungsleiter
Zahlungsverkehr beim HDE. Den-
noch gäben einige Institute ihren
Kunden Karten an die Hand, „ohne
bekannteProblematikenanzuspre-
chen“, und ließen sie mit den ent-
stehenden Schwierigkeiten allein.
Mehr als 1700 betroffeneKunden

hatten sich zuletzt nach einemAuf-
ruf des Verbraucherzentrale-Bun-
desverbandes (VZBV) gemeldet und
ihr Leid geklagt. In zusammenge-
rechnet 94 Prozent aller Fällewaren
esKundenderDKB, Santander,Tar-
gobank, INGundComdirect,wobei
die DKB inmehr als der Hälfte aller
Fälle genannt wurde.
Kaum betroffen waren demnach

Sparkassen und Volksbanken. Von
denen haben die allermeisten neue
Kartenmit einemCo-Branding aus-
gegeben, also eine mit Girocard-
Funktion und einem Mastercard-
oder Visa-Bestandteil, sodass die
neuen Karten genauso zu nutzen
sind wie die alten. Dieses Co-Bran-
ding fehlt vor allem bei den neuen
Debitkarten der genannten Privat-
und/oder Direktbanken. Das trifft

vermutlich vor allem die jüngere
Klientel, die bei diesen Instituten
vergleichsweise häufiger anzutref-
fen seindürfte als bei schonvordem
Onlinezeitalter arrivierten Banken
und Sparkassen.
Der Unmut, den Kartenbesitzer

gegenüber den Verbraucherschüt-
zern geäußert haben, hat Letztere

dazugebracht, ihreKritikandieBan-
ken heranzutragen. Die geschilder-
ten Probleme gingen zumTeil auch
auf schlechte oder unzureichende
Informationen der herausgeben-
denBankenzurück.Dies führedazu,
dassdieKundschaft Leistungenvon
ihren Karten erwarte, die diese gar
nicht erfüllten. Beispielsweise die

Nutzung des Chip-Tan-Verfahrens
oder die Möglichkeit, sich Zugang
zu einem SB-Bereich der Geldhäu-
ser zu verschaffen. Fast jede(r) dritte
Betroffene hatte neben der Debit-
karte keine zweite dabei.
Da hilft dann nur noch Bargeld.

Damit zahlen imHandel aber längst
nichtmehr alle.Undunter denetwa

400.000 deutschen Handelsunter-
nehmen dürfte es jedes achte bis
zehnte sein, das die neuen Karten
der erwähntenBankenablehnt.Den
Händlern ist es zu teuer,weil sieGe-
bührenzahlenmüssen, unddie sind
lautHDEbei denneuenDebitkarten
bis zu viermal so hoch wie bei den
Girocards mit Co-Branding.
Die Banken sehen das gelassen.

Die DKB nannte es „sehr bedauer-
lich, wenn es bei der Nutzung von
Debitkarten in einzelnen Fällen zu
Akzeptanzlücken gekommen ist“.
Dennoch seien die von der VZBV
präsentierten rund 1700 Fälle aus
Bankensicht „statistisch gesehen
wenig aussagekräftig“. Dies liege
unter anderem daran, dass bun-
desweit mehr als 14 Millionen De-
bitkarten im Umlauf seien. „Wir
setzen, wie andere führende Ban-
ken, auf diese neue Generation der
Bankkarte. Grund ist die verstärkte
Kundennachfrage nach weltweit
einsetzbaren Bezahlmethoden,mit
denenman auch sicher im Internet
bezahlen kann“, erklärte ein Spre-
cher der Targobank. Er sieht „vor
allen Dingen bei Kleinsthändlern
noch Handlungsbedarf, die Bank-
karte als Zahlungsmittel aufzuneh-
men.“Die ING verwies darauf, dass
dieVisa-Debitcardkostenlos fürVer-
braucher sei und „von denmeisten
Händlern vorOrt akzeptiert“werde.
Eine grundsätzliche Ablehnung der
KartebeiHotels oderMietwagenan-
bietern sei nicht bekannt. BeiHänd-
lern, diedieKarte ablehnten, sei dies
„eine rein geschäftspolitische Ent-
scheidung“undhabenichtsmit der
Funktionalität der Karte zu tun.

Manche Händler, Hotels und Verwaltungen
akzeptieren die Zahlungsmittel einiger Banken
nicht mehr. Für den Handel sind sie viel teurer

als die Girocard.
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StatistikBei den Verbraucher-
zentralen gingen nach dem
Aufruf, Probleme zumelden, vom
2. Februar bis 17. Juli 1853 Mel-
dungen ein. 94 Prozent bezogen
sich auf die neuen Debitkarten.

Definition Bei Debitkarten wird
das Geld anders als bei Kreditkar-
ten sofort vom Konto abgebucht.
Auch die Girocard ist also eine
Debitkarte.

DerAufruf der
Verbraucherschützer

INFO

Wenn
die neue

Karte streikt

DÜSSELDORF (dpa/epd) Die Zahl der
Unternehmensinsolvenzen ist in NRW
im ersten Halbjahr 2023 deutlich
gestiegen. Von Januar bis Juni dieses
Jahres haben bei den nordrhein-
westfälischen Amtsgerichten fast
2200 Betriebe die Zahlungsunfähig-
keit gemeldet, wie das Statistische
Landesamt am Freitag in Düsseldorf
mitteilte. Das waren 19,7 Prozent
mehr Unternehmensinsolvenzen als
im Vorjahreszeitraum. Häufig sei es
um relativ große Firmen aus Handel
und Industrie gegangen. DerWirt-
schaftsverband Unternehmer NRW
sieht den Anstieg mit Sorge: „Viele
Unternehmen stehen angesichts der
massiv gestiegenen Energiepreise
sowie durch hohe Steuern und Ab-
gaben unter enormem Kostendruck“,
sagte dessen Hauptgeschäftsführer
Johannes Pöttering. Hinzu komme,
dass viele Firmen bei Investitions- und
Produktionsentscheidungen zögerten.

Zahl der Firmenpleiten
inNRWstark gestiegen

INSOLVENZEN

WIESBADEN (dpa) Die Teuerung in
Deutschland hält sich hartnäckig über
der Marke von sechs Prozent. Im Au-
gust lagen die Verbraucherpreise um
6,1 Prozent über demNiveau des Vor-
jahresmonats, wie das Statistische
Bundesamt errechnet hat. Die Be-
hörde bestätigte damit am Freitag ihre
Ende August veröffentlichte Schät-
zung. Nach einem zwischenzeitlichen
Anstieg auf 6,4 Prozent im Juni war
die jährliche Teuerungsrate im Juli auf
6,2 Prozent gesunken.

Inflationbleibt leicht
über sechsProzent

TEURUNG

Covestro will mit Arabern
um Übernahme verhandeln
LEVERKUSEN (anh) ImPoker umdie
Übernahme des Chemiekonzerns
Covestro wird es ernst: Der Vor-
stand hat am Freitag beschlossen,
ergebnisoffene Gesprächemit dem
arabischen Investor Adnoc aufzu-
nehmen.„Ob, in welcher Formund
gegebenenfalls zu welchen Kondi-
tionen eineVereinbarung zustande
kommt, ist offen“, teilte das Unter-
nehmen nach Börsenschluss mit.
„Das Interesse von Adnoc unter-
streicht unsere starke Position als
Vorreiter auf dem Weg zur Kreis-
laufwirtschaft“, sagteCovestro-Chef
Markus Steilemann.Zuvorhatteder
Covestro-Aufsichtsrat beraten, wie
er mit den Avancen von Adnoc und
seines Chefs Sultan Ahmed Al Jaber
umgehen soll.
Adnoc bemüht sich seit Wochen

um den Dax-Konzern und hat-
te schon vor Kurzem signalisiert,
dass er eine schriftliche Offerte von
60 Euro je Aktie vorlegen könnte.
Man war mit 55 Euro gestartet. Das
hat denCovestro-Kurs angetrieben,

der bis Freitagabend um rund zehn
Prozent auf 52Euro stieg. Zudem lo-
ckendieArabermit derZusage, dass
Covestro eigenständig bleiben soll.
Der StaatskonzernausAbuDhabi

ist einerder größtenÖlproduzenten
weltweit. Sein Chef Al Jaber ist zu-
gleich Vorsitzender der nächsten
Klimakonferenz. Mit seinen Unter-
nehmen will Al Jaber bis 2050 kli-
maneutral seinund suchtWege, sein
Vermögen außerhalb des Öls anzu-
legen. Covestro ist noch auf Öl als
Vorprodukt angewiesen, will aber
auf die Kreislaufwirtschaft umstel-
len. „Sollte ein Deal zustande kom-
men, würde Covestro vom deut-
schen Kurszettel verschwinden“,
sagt ArneRautenberg, Fondsmana-
gerbeiUnion Investment, unlängst.
Was eine mögliche Übernahme für
dieMitarbeiter in denNiederrhein-
Werkenbedeutet, ist offen.DieMit-
arbeiter sindbis Ende2028ohnehin
vor betriebsbedingten Kündigun-
gen geschützt. Covestro hat 18.000
Mitarbeiter, davon 7000 in NRW.

ESSEN/FRANKFURT (rtr) Die IG Metall
fordert einen baldigen Einstieg des
Staates bei der Marine-Tochter von
Thyssenkrupp: „Wir brauchen den
Staat als Ankerinvestor und als starken
Kunden“, sagte der Chef der IG Metall
Küste, Daniel Friedrich, am Freitag.
„Wir betrachten eine Beteiligung des
Staates als wesentlich.“ Die Bundes-
regierung solle sich bald entscheiden
und damit auch privaten Investoren
einen Einstieg erleichtern. Er setze
darauf, dass die beteiligtenMinisterien
und das Kanzleramt in den nächsten
Wochen Klarheit fänden. Thyssen-
krupp treibt derzeit die Verselbststän-
digung ihrer Tochter voran, die unter
anderemU-Boote, Fregatten und
Korvetten baut.

IGMetall: Staatseinstieg
beiThyssenkrupp-Tochter
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KARIKATUR: KLAUS STUTTMANN

K ann er nicht oder will er nicht?
So oder ähnlich formuliert
ploppt die Frage auf, wenn es

um die Kommunikationsstrategie von
Bundeskanzler Olaf Scholz geht. Jetzt
wieder, nachdem der Streit in der Am-
pelkoalition nach der Sommerpause
ungebremst weitergeht.
Auch seineVorgängerin Angela Merkel
hat diese Frage als Bundeskanzlerin
immer wieder gehört. Bei ihr tendier-
ten die Antworten eher zu Erste-
rem: Sie sei so spröde, dass sie sich
schwertue mit dem„sich erklären“.
Bei Olaf Scholz trifft beides zu: Mal
kann er nicht. Undmal will er nicht,
wie damals beim Gipfel in Elmau. Als
eine Journalistin fragte, ob er einen
bestimmten Sachverhalt erklären
könnte, antworte er sinngemäß: Er
könne, aber er wolle nicht.

Das kam seinerzeit nicht sonderlich
gut an. Und es war auch nicht schlau.
Aber zum Chefsein gehört grundsätz-
lich auch, dass Chefs das meiste, was
im Kanzleramt passiert, nicht kom-
munizieren können.Weil es geheim
ist. Oder weil es strategisch und/oder
taktisch unklug ist.Weil man immer
mit irgendjemandem, der wichtig ist
für die Entscheidung, noch nicht ge-
sprochen hat.Weil es zu kompliziert
für 30 Sekunden Nachrichtenschnip-
sel ist.
Das klingt sehr undemokratisch. Und
das ist es auch. Bundeskanzler haben
deshalb ihre Helfer, die sie dann zu
den Journalisten und in die Öffent-
lichkeit schicken, um zu erklären, was
der Bundeskanzler meint, wenn er...
na ja, Sie wissen schon. Das funk-
tioniert mal besser, mal schlechter.

Schließlich gibt es noch dieVariante,
längere Interviews zu geben. Die
endenmeist in demVorwurf, der Re-
gierende hätte nur die immer gleichen
„Stanzen“ von sich gegeben. Siehe
oben also.
De facto bleibt zu konstatieren: Das
Amt des Bundeskanzlers bringt mit
sich, dass sich kaum ein Amtsinhaber
aus diesem Kommunikationsdilemma
lösen kann. Oft bleibt nur ein Ausweg,
dem Olaf Scholz nach seinem Lauf-
unfall nun ein unfreiwillig komisches
Moment hinzugefügt hat: Augen(klap-
pe) zu und durch.

Unsere Autorin ist Publizistin in Berlin. Sie
wechselt sich mit unserer Bürochefin Kerstin
Münstermann und unseren beiden Haupt-
stadt-Korrespondenten Jan Drebes und
Hagen Strauß ab.

BERLINER REPUBLIK

Immer wieder soll der Kanz-
ler „sich erklären“. Das geht
aber nicht in jedem Fall.

Augen(klappe) zu
und durch

MARGARET
HECKEL

VON JOHANNES DIETERICH,
JOHANNESBURG

A
frikas Demokratien fallen der-
zeit wie Dominosteine. Schon
wurde eine Schneise an Mili-
tärdiktaturen vomWesten des

Kontinents am Atlantischen bis zum
Osten am IndischenOzean geschlagen:
Jüngst bekam die Achse der Autokraten
mit Gabun sogar noch einen Satelliten.
Gab es zu Beginn des Jahrtausends mit
Ausnahme von Eritrea keinen afrikani-
schen Staat mehr, in dem nicht min-
destens eine Art von Wahlen stattfand,
herrschen Offiziere gegenwärtig schon
wieder in sechs Nationen.
Sechsvon54Staatenmüsstenochkei-

ne Katastrophe sein
– wenn sich bei ge-
nauerer Betrachtung
nicht noch zahlreiche
weitere Regierungen
als vom Volk unge-
wählt herausstellen
würden. Sei es, dass
sie wie Marokko und Eswatini (einst
Swasiland) von Monarchen beherrscht
sind. Oder dass sie als Staatsruinen wie
Libyen,derSüdsudanoderSomaliaüber
keine funktionierenden Institutionen
verfügen, die überhaupt Wahlen orga-
nisieren könnten. Im größten Teil der
Staaten des Kontinents stehen jedoch
Männer am Ruder, die ihre Herrschaft
unglaubwürdigenUrnengängenverdan-
ken: wie Simbabwes Präsident Emmer-
sonMnangagwa, der trotz der von allen
Beobachtern fürunzulänglich erklärten
Wahlen vergangene Woche erneut in
sein Amt eingeführt wurde. Lediglich in
18 Staaten kann von einigermaßen sau-
beren Abstimmungen gesprochen wer-
den.Nur ineinemDrittelderLänderdes
Kontinents scheint die Demokratie zu-
mindesteinigermaßenzu funktionieren.
DenGrund dafür sehen Afrikas Auto-

kraten in demUmstand, dass dieVolks-
herrschaft diesemTeil derWelt wesens-
fremdund ihr vomWestenübergestülpt
worden sei. Ähnliches hatten die Kolo-
nialherren behauptet, als sie die Bevöl-

kerung des Kontinents ihrer Stimme
beraubten. Als eine kleine afrikanische
ElitenachderUnabhängigkeit dieHerr-
schaftsform der Kolonialisten fast eins
zu eins übernahm, hielt sie an dieser
eigennützigenBegründung fest.Welche
Regierungsformdem„Wesen“ des Kon-
tinents entsprechen soll, hat jene Elite
indesbislangnichtverraten:DassdieBe-
völkerungdesKontinentsvonraubgieri-
gen Potentaten beherrscht werden will,
würde sich doch zu abstrus anhören.
Was die Bevölkerung wirklich will,

sucht das „Afrobarometer“ herauszu-
finden – das verlässlichste Umfragein-
stitut des Kontinents. Vor sechs Jahren
nannten fast 75 Prozent der Befragten
aus 35 Ländern die Demokratie als die

von ihnen bevorzugte
Regierungsform, we-
niger als 20 Prozent
sprachen sich für
eine Autokratie aus.
Allerdings sieht das
Bild in diesem Jahr
schon etwas anders

aus. Inzwischen befürworten nur noch
68ProzentdieDemokratie,währendsich
immermehrMenschen enttäuscht von
dem abwenden, was sich in ihren Län-
dern als Herrschaft desVolkes ausgibt.
Das liegt vor allem daran, dass die af-

rikanischen Führer inzwischen gelernt
haben, wie sie die nach dem Kalten
Krieg in den 1990er-Jahren eingeführ-
ten demokratischen Regeln aushöhlen
können.Sowurden in fast zweiDutzend
Staaten die Amtszeitbegrenzungen für
Regierungschefs gelockert oder aufge-
hoben. Regierungsparteien haben sich
ganzeArsenalean InstrumentenzurMa-
nipulation vonWahlen zugelegt. In den
staatlichenMedien wird nicht oder nur
negativ über die Opposition berichtet,
ihre Kundgebungen werden verboten
und Wahlregister gefälscht. Außerdem
kaufen sie Wählerstimmen mit Steuer-
geldernundsorgendafür,dassdieOppo-
sitioneingeschüchtertwirdundStimm-
zettel nicht selten vernichtet werden.
Kein Wunder, dass die Bevölkerung

solchen Abstimmungen nicht mehr

traut. Hinzu kommt die Korruption, in
die sich viele Regierungen verwickeln,
und ihre Unfähigkeit, mit den Proble-
men ihres Landes fertig zuwerden–wie
der Arbeitslosigkeit oder dem Ansturm
islamistischer Extremisten in der Sahel-
zone.
Überrascht wird im Ausland wahrge-

nommen, dass sich zumindestTeile der
BevölkerungnachStaatsstreichenhinter
die Putschisten stellen: Als ob vor allem
jungeMenschen nicht überallVerände-
rungen des unerträglichen Status quo
begrüßenwürden,besonderswenndie-
senochmitgroßartigenVersprechungen
verbunden sind. Dass Militärherrscher
in 99 Prozent der Fälle nicht halten,
was sie versprechen, wissen viele in der
jungenGenerationnicht.Undwenndie
Generäle schließlich wie im Sudan das
ganzeLand inSchuttundAsche legen, ist
es zu spät. Auch in der Sahelzone zeich-
net sich ab, dass dieMilitärs wesentlich
mehr Schaden anrichtenwerden als sie
Nutzen bringen.
Was tun? Überraschenderweise ver-

fügt die Afrikanische Union (AU) selbst
über einRezept gegendenDemokratie-
schwund:die„ChartaüberDemokratie,
WahlenundRegierungsführung“, inder
die „universalen Prinzipien der Demo-
kratie“, die Abhaltung „freier und fairer
Wahlen“ sowie „politischer Pluralis-
mus“ festgeschrieben sind. Doch das
Problem des Staatenbunds ist, dass er
Verstöße gegen seine Verfassung nicht
ahndet, sondern auch noch verständ-
nisvoll nickt, wenn etwa Autokraten an
Bedingungen guter Regierungsführung
gekoppelte westlicheUnterstützung als
„überhebliche Einmischung ehemali-
ger Kolonialmächte in die inneren An-
gelegenheiten afrikanischer Staaten“
geißeln. Oder wenn sie für den Beitritt
in einemStaatenbundSchlange stehen,
dem mehr Diktatoren und Menschen-
rechtsverächter als Demokraten ange-
hören. Der Aufstieg der Brics-Gruppe
lässt dieWeltwie vor demafrikanischen
FrühlingAnfangder1990er-Jahrewieder
in zweiTeile zerfallen – einen demokra-
tischen und einen autoritären.

Afrikas Demokratien in der Krise

ANALYSE Generäle, die sich an die Macht putschen, und Regierungschefs, die Wahlen fälschen – in vielen Staaten
des Kontinents scheint das Modell der Volksherrschaft gescheitert zu sein. Stattdessen profitiert eine korrupte Elite.

WenndieGeneräle
schließlichwie imSudan
dasganzeLand inSchutt
undAsche legen,
ist es zuspät

ForderungDer UN-Menschen-
rechtskommissar Volker Türk hat
eine Rückkehr zur zivilen Ordnung in
den vonMilitärputschen betroffenen
Ländern in Afrika gefordert. Die ver-
fassungswidrigen Regierungswechsel
in der Sahelzone seien keine Lösung
für die Probleme der Länder, sagte
Türk amMontag zur Eröffnung der
Sitzung des Menschenrechtsrats der
Vereinten Nationen in Genf. Stattdes-
senmüsse denMenschen ermöglicht
werden, ihre Regierungen offen zu
kritisieren. Unter anderem hätten
die Auswirkungen des Klimawandels
und fehlende Investitionen in Bildung
und Gesundheit den Extremismus
geschürt.

AfrikanischeUnionDer Staaten-
bund vertritt 55 Länder des Konti-
nents. AmWochenende wurde er als
Mitglied in die G20-Gruppe aufge-
nommen.

BricsHinter dieser Abkürzung ver-
birgt sich eine Staatenvereinigung
aus Brasilien, Russland, Indien,
China und Südafrika. Sie beschloss
bei einem Treffen in Johannesburg
kürzlich den Beitritt von Argentinien,
Ägypten, Äthiopien, Iran, Saudi-Ara-
bien und der Vereinigten Arabischen
Emirate. (mit ap)

UN-Kommissar fordert
Rückkehr zurOrdnung

INFO

Menschen demonstrieren imNiger
für die Putschisten. FOTO: DPA

Covestro-Poker zeigt
das Chemie-Dilemma
VON ANTJE HÖNING

D
er arabischeStaatskonzernAdnocwill Co-
vestro kaufen.Noch ist unklar,wie dieGe-
spräche ausgehen. Eine feindliche Über-
nahmewie einst beiUniperdürfte esnicht

werden.Wenn der Preis, den Adnoc bietet, nur hoch
genug ist, wird sich der Vorstand um Markus Steile-
mann nicht verschließen können. Covestro ist nicht
irgendwer: Die ehemalige Bayer-Tochter ist einer der
wertvollsten deutschenKonzerne. Das arabische An-
gebot ist ein gutes und ein Alarmzeichen zugleich.
Zum einen zeigt es, dass deutsche Chemiehersteller
attraktiv sind, zumal Covestro sich als einer der ers-
tenauf dieKlimawendeeingelassenhat.DasAngebot
zeigt aber auch, wie günstig die Deutschen zu haben
sind.Covestro leidet als energieintensiverKonzernbe-
sondersunter denhohenPreisenundhat seit 2018 viel
an Wert verloren. Es wird nicht der letzte Hersteller
sein, nach dem Ausländer greifen.
Man kann sich einen angenehmeren Käufer wün-
schen als einen autokratischen Ölstaat. Die Bundes-
regierung wird auch bei dieser Übernahme genau
hinschauen, erst unlängst hat sie das Außenwirt-
schaftsgesetz verschärft. Der Staat tut gut daran, bei
systemkritischenProduktenundUnternehmenwach-
samzu sein.Darum ist es gut, dass er denchinesischen
Anbieter Huawei aus dem deutschenMobilfunknetz
drängen will und dass er 2022 den Kauf einer Dort-
munderChipfabrikdurchChinesenuntersagte.Doch
mit einer generellenAbschottungderWirtschaftwür-
de sich Deutschland keinen Gefallen tun. Es kommt
ebenauf die Produkte an.Covestrobietet zwarHoch-
leistungskunststoffe, doch sicherheitsrelevant sind sie
nicht. Hier wird es kein Einfallstor für eine staatliche
Intervention geben. Umso wichtiger ist es, dass der
Covestro-Vorstand imPokermit denArabernmaxima-
le Garantien für die Standorte und die Beschäftigten
herausholt.

Die Fehler beim
„Deutschlandticket“
VON REINHARD KOWALEWSKY

D
as neue Gezerre um die Finanzierung des
ÖPNV und die durch das „Deutschland-
ticket“ entstandenen Verluste zeigen, was
falsch läuft imNahverkehr:DiePolitik– spe-

ziell inBerlin –profiliert sich liebermit Billigtickets für
MillionenBürger, anstatt sichernsthaft aufeineStrate-
gie zu einigen, wie die ÖPNV-Netze fitter werden. Das
spiegelnauchdienunpräsentiertenZahlendesVRRwi-
der:Wennnur sechs ProzentderNutzerdes„Deutsch-
landtickets“NeukundenvonBussenundBahnensind,
dann istdieswenigeralserhofft.Umgekehrt sollteman
solcheWerte aber auch nicht dramatisieren: Falls das
neueTicket dazu führt, dass die bisherigenNutzer des
ÖPNV ihn eben häufiger nutzen statt des Autos, wäre
auch viel gewonnen.
Was ist zu tun?Wir brauchen in NRWden Zehn-Mi-
nuten-Takt auf den wichtigen S-Bahn-Linien bis zum
frühen Abend. Damit dies möglich ist, müssen Ver-
kehrsverbündeundBahnunternehmenso schnellwie
möglich in die konkrete Planung einsteigen.
Das Verspätungschaos bei Regionalzügen muss
aufhören – gut, dass es mit dem Bau der RRX-Stre-
cke zwischen Köln und Düsseldorf vorankommt. Der
15-Minuten-TaktaufderRheinschienezwischenKöln,
Düsseldorf, Essen undDortmund ist das richtige Ziel.
Das schwarz-grüneKabinett hat erkannt, dass das fla-
che Land besser angebunden werdenmuss: Der Aus-
bau von Schnellbuslinien ist also eine gute Sache.
Gleichzeitig solltenPolitikundBürgerundogmatisch
sein: Mehr „Park & Ride“-Parkplätze sollten Schiene
undAutobesser verknüpfen.Pendler solltengelegent-
lichausprobieren,obsiemiteinemE-Bikenichtgutzur
nächstenS-Bahn-Stationkommen.Aberwennsiedann
beiRegendoch immerwiederdasAutobevorzugen, ist
das auch in Ordnung: Gerade weil das „Deutschland-
ticket“ so günstig ist, ist es ein interessantes Angebot,
um nurmanchmal den ÖPNV zu nutzen.
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WestfalenTarif
Quelle: Ruhr Nachrichten, Lünen (So.) vom 07.09.2023, S. 14 (Tageszeitung / Sonntag, Dortmund)
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Autor: Leonie Freynhofer Ressort: Lünen

07.09.2023

ie Mehrheit der Städte
im Kreis Unna haben
bereits eine Entschei-
dung über das 29-Eu-

ro-Ticket für Schülerinnen und
Schüler getroffen. In Lünen
steht dies noch aus. Nun
taucht das Thema Mitte Sep-
tember in der Tagesordnung
des Rates auf. Wir klären die
wichtigsten Fragen dazu.

Wann könnte das Deutschland-
ticket für Schüler in Lünen
kommen?
Im Haupt- und Finanzaus-
schuss am 14. September
soll zunächst darüber bera-
ten werden. Eine Woche (21.
September) später müsste
für eine Umsetzung des
Schülertickets dann der
Stadtrat sein Okay geben.
Eine Einführung zum 1. Ok-
tober, wie es beispielsweise
in Selm und Werne der Fall
ist, wird es aber aller Vor-
aussicht nach nicht geben.
Die Verwaltung strebt den
1. November als Startdatum
an – unter anderem, weil
die Verkehrsunternehmen
für die Umstellung auf das
Deutschlandticket „mindes-
tens sechs Wochen Vorlauf
benötigen“, heißt es in der
Ausschussvorlage für die
beiden Sitzungen.

Welche Kosten kommen bei
einer Einführung auf die
Stadt Lünen zu?
Die derzeitigen Kosten für
die Beförderung von 2952
Schülerinnen und Schülern
(Schuljahr 22/23) belasten
den Haushalt mit monatlich
94.765,61 Euro (jährlich:
1.137.187,37 Euro). Für die
Einführung des Deutsch-
landtickets gibt es von den
DSW21 einen und von der
VKU zwei Umsetzungsvor-
schläge, die unterschiedlich
teuer sind.
› Das sogenannte „Vertrags-
modell“ der VKU sieht vor,
dass alle Anspruchsberech-
tigten das Ticket für 49 Eu-
ro vom Schulträger erhal-
ten. Ein Eigenanteil wird in
bekannter Höhe (12, 6 oder
0 Euro) erhoben und kann
auf die Gesamtkosten des
Schulträgers angerechnet
werden. Alle Nichtan-
spruchsberechtigten erhal-
ten auf Antrag das Deutsch-
land-Ticket für 29 Euro. Die
fehlenden 20 Euro zahlt der
Schulträger für diese Selbst-
zahler an die VKU. Die Kos-
ten für das Vertragsmodell
liegen bei jährlich circa 990
Euro.
› Beim „Landesmodell“
zahlt der Schulträger min-
destens 49 Euro im Monat
pro anspruchsberechtigter
Person. Sollte er bisher we-
niger zahlen, zahlt er nun
den Mindestbetrag. Zahlt er
derzeit mehr, verbleibt er
bei den derzeitigen Beträ-

D

gen. Diese „Mehreinnah-
men“ werden in einen
Fonds eingezahlt. Zur weite-
ren Unterstützung des
Fonds werden die Eigenan-
teile der Antragsberechtig-
ten zusätzlich dem Fonds
zugeführt. Aus diesem
Fonds wird der Fehlbetrag
von 20 Euro für die selbst
zahlenden Schüler entnom-
men, die das Deutschland-
Ticket für 29 Euro erhalten
sollen. Sollten die Mittel des
Fonds nicht ausreichen,
übernimmt das Land NRW
den Restbetrag. Die Kosten
des Landesmodells liegen
bei etwa 1.025 Euro.
› Die DSW21 bietet in Ab-
hängigkeit vom Verkehrs-
verbund Rhein Ruhr nur
zwei Möglichkeiten. Entwe-
der es wird weiterhin das
Schokoticket ausgestellt
oder auf das Landesmodell

für das Deutschlandticket
umgestellt. Die Kosten lie-
gen bei circa 190 Euro.

Für welches Modell plädiert
die Verwaltung?
„Obgleich das Vertragsmo-
dell bei der VKU für die
Stadt Lünen günstiger er-
scheint, empfiehlt die Ver-
waltung auch bei diesem
Verkehrsunternehmen das
Landesmodell“, heißt es in
der Ausschussvorlage. Nach
Berechnung der VKU wäre
das Landesmodell für Lünen
ab dem 136. zusätzlichen
nicht anspruchsberechtig-
ten Schüler günstiger, da
dann das Land NRW die
Mehrkosten übernimmt.

Laut der Stadt bilden der-
zeit 6.439 Schülerinnen und
Schüler die Potenzialgrup-
pe, welche zusätzlich ein
Deutschland-Ticket als

Selbstzahler erwerben kön-
nen. Die Verwaltung erwar-
tet, dass deutlich mehr als
136 weitere Personen das Ti-
cket erwerben. Durch das
Landesmodell der VKU wer-
de so eine weitere Kosten-
steigerung verhindert.

Wie geht es nach der Ent-
scheidung im Rat weiter?
Falls der Rat für das Schü-
lerticket stimmt, werden
die Verkehrsunternehmen
mit der Umsetzung beauf-
tragt. Danach müsse man
die Schulen und die Schüler
über einen Änderungsab-
lauf der Ticketstruktur in-
formieren, heißt es in der
Ausschussvorlage. Alle, die
bereits ein Schüler-Ticket
Westfalen, ein Schoko-Ti-
cket oder ein Schulwegmo-
natsticket haben, erhalten
automatisch ein Deutsch-
land-Ticket. Die Eigenantei-
le der Anspruchsberechtig-
ten werden wie zuvor einge-
zogen. Die Selbstzahler be-
kommen Infos über die
neue Kostenstruktur.

Da die Finanzierung von
Bund und Ländern über das
Jahr 2024 noch nicht abgesi-
chert ist, kann das Deutsch-
land-Ticket für Schüler in
Lünen zunächst nur für das
Schuljahr 2023/24 ausgege-
ben werden. Danach sei eine
Rückkehr zum derzeitigen
System möglich, so die Ver-
waltung.

Wie äußern sich die Parteien
zu dem Schülerticket?
Die GFL-Fraktion hatte sich
bereits Ende Juli mit einem

Antrag an die Stadt Lünen
gewandt, in dem eine „Son-
dersitzung des Rates zur
Fassung eines Dringlich-
keitsbeschlusses“ gefordert
wurde. Vergangene Woche
äußerte sich dann Johannes
Hofnagel, Vorsitzender der
Kreistagsfraktion der GFL
und WfU (Wir für Unna), in
einer Pressemitteilung wie
folgt zu dem Thema: „Viele
Schülerinnen und Schüler
aus Lünen hätten das
Deutschland-Ticket in den
Herbstferien nutzen kön-
nen, um günstig ein paar
Tage wegzufahren. Das wä-
re gerade für finanzschwa-
che Familien toll gewesen.“

Weiter heißt es: „Während
sieben Kommunen im Kreis-
gebiet Mehrarbeit und Ter-
minstress in Kauf nahmen,
um ihren Schülerinnen und
Schülern das verbilligte
Schülerticket bereits zum 1.
Oktober zu ermöglichen,
unterstützte Lünens Verwal-
tungschef Jürgen Kleine-
Frauns einen entsprechen-
den GFL-Antrag auf eilige
Ratssitzung nicht.“

Für Johannes Hofnagel sei
diese „bürgerunfreundliche
Haltung (...) äußerst ärger-
lich und zudem peinlich für
die größte Stadt im Kreisge-
biet Unna“.

Weitere öffentliche Be-
kundungen zu dem Schüler-
ticket gibt es seitens der
Parteien nicht. Der Verwal-
tung liegen jedoch mündli-
che Sachstandserkundun-
gen anderer Fraktionen vor,
heißt es in der Ausschuss-
vorlage.

Stadt entscheidet über Schülerticket:
Umsetzung wohl zum November möglich

LÜNEN. Im November könnte es auch für die Schüler aus Lünen mit dem vergünstigten
Deutschlandticket soweit sein. Eine Entscheidung fällt Mitte September. Günstig wird es nicht.

Von Leonie Freynhofer

Schülerinnen und Schüler in Lünen dürfen gespannt sein: Im September berät der Haupt- und Finanzausschuss über das
Deutschlandticket. Im Rat soll dann eine Entscheidung fallen.  FOTO PICTURE ALLIANCE/DPA

Das Schülerticket ist erst einmal nur für das Schuljahr 23/24
vorgesehen. Denn die bundesweite Finanzierung ist ab 2025
noch nicht abschließend geklärt.  FOTO JÜRGEN WOLTER
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WestfalenTarif
Quelle: WDR Online am 06.09.2023 (Internet-Publikation, Köln)

Weblink
Visits: 46.510.000 Reichweite: 1.550.333 Autor: Von Christoph Ullrich

Kommentar. Ein Verkehrsverbund ist genug
War eine Fahrt von Duisburg im VRR nach Aachen im AVV noch eine Wissenschaft für
sich - auch weil man durch das Gebiet des Kölner VRS musste - lacht man heute über
solche Geschichten.

Zum Originalbeitrag im Internet 🌐
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Klima und Nachhaltigkeit
Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 12.09.2023, S. 5 (Tageszeitung / täglich ausser Sonntag, Frankfurt am Main)

Auflage: 193.785 Reichweite: 798.394

Autor: Die Fragen stellte Lukas
Fuhr.

Quellrubrik: Politik
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